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Vorwort

Seit 45 Jahren betreibt das Bundesamt für Wohnungs-
wesen (BWO) Wohnforschung. Gemäss dem Wohnraum-
förderungsgesetz (WFG) soll diese die Markttransparenz 
erhöhen und Grundlagen für eine Verbesserung des 
Wohnraumangebots und des Wohnumfelds bereitstellen. 
Die BWO-Forschung ist zudem Teil der Ressortforschung 
des Bundes und hat als solche die Aufgabe, wohnungs-
politische Entscheidungsgrundlagen zu erarbeiten. Diesen 
Zielen dienten die vergangenen zwölf Mehrjahrespro-
gramme, die die Kenntnisse in den Bereichen Wohnungs-
markt, Wohnraumversorgung und Wohnbedürfnisse 
erweitern und für Neuerungen in der Bereitstellung von 
Wohnraum sowie in den rechtlichen und politischen Rah-
menbedingungen wichtige Anstösse geben konnten. Die 
Forschungsergebnisse sind dokumentiert – in Arbeitsbe-
richten und Synthesen – und stehen der Öffentlichkeit als 
Webpublikationen und in Einzelfällen in gedruckter Form 
zur Verfügung. 

Das vorliegende 13. Forschungsprogramm deckt den 
Zeitraum 2020−2023 ab. Es wurde von der Eidg. Kommis-
sion für Wohnungswesen (EKW) an der Sitzung vom 4. No-
vember 2019 verabschiedet. Das Eidgenössische Departe-
ment für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) hat das 
Programm am 25. November 2019 genehmigt. Damit fand 
ein mehrstufiges Verfahren seinen Abschluss, das eine Um-
frage bei den Mitgliedern der EKW zum Forschungsbedarf, 
einen Workshop mit Fachpersonen aus zahlreichen am 
Wohnungswesen interessierten Disziplinen und Organisa-
tionen sowie eine informelle Vernehmlassung bei den Bun-
desstellen aus nahestehenden Politikbereichen umfasste.

Das BWO betreibt keine Grundlagenforschung, son-
dern angewandte Forschung. Diese greift Entwicklungen 
auf, die einen staatlichen Handlungsbedarf notwendig 
machen könnten, erarbeitet und vermittelt praxisorientier-
te (Entscheidungs-) Grundlagen und unterstützt konkrete 
Ansätze zur Lösung bestehender Probleme. Es geht somit 
nicht um die individuelle Bedürfnisdeckung im Wohnbe-
reich, sondern um Fragestellungen von übergeordneter 

wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Bedeutung, die mit 
entsprechenden Anliegen und Strategien auf Ebene Depar-
tement und Bund verknüpft sind. Dies gilt für alle fünf the-
matischen Schwerpunkte des aktuellen Programms. So soll 
in Thema 1 «Markt und politische Rahmenbedingungen» 
untersucht werden, wie wirtschaftliche und gesellschafts-
politische Anliegen besser vereinbart werden könnten. 
Thema 2 beschäftigt sich mit Fragestellungen und Vorkeh-
rungen in Zusammenhang mit den Wohnverhältnissen von 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen, für welche insbe-
sondere in wirtschaftlich dynamischen Landesteilen und an 
gut erschlossenen Wohnlagen die Wohnungsversorgung 
eine grosse Herausforderung bleibt. In Thema 3 geht es 
um die Anpassung des Gebäude- und Wohnungsbestands 
an gesellschaftliche Bedürfnisse sowie an ökologische und 
baukulturelle Erfordernisse. Das Thema 4, «Attraktive Ge-
biete dank ausgewogenen Wohnungsmärkten», fokus-
siert auf die räumlich ungleichen Einflussfaktoren und in 
der Folge unterschiedlichen Wohnungsmärkte, welche die 
Marktakteure und die Behörden in verschiedener Hinsicht 
fordern. Konkrete Verbesserungen stehen schliesslich im 
Zentrum von Thema 5 «Wohnungspolitik innovativ und 
stufengerecht umsetzen», in welchem modellhafte, regio-
nale und lokale Problemlösungsansätze unterstützt, evalu-
iert und weitervermittelt werden sollen.

Das Forschungsprogramm ist kein Ausschreibungs-
papier, sondern eine Absichtserklärung. Es umfasst die 
Themen, an denen sich die Wohnforschung in den nächs-
ten vier Jahren aus heutiger Sicht orientieren wird. Bei den 
Themenbeschreibungen handelt es sich um eine skizzen-
hafte Darstellung der Forschungsabsichten. Sie bilden die 
Grundlage für konkrete Projekte, die in Zusammenarbeit 
mit privaten Forschungsbüros oder Hochschulinstituten 
umgesetzt werden. Während der Programmphase sind 
Ergänzungen und Modifikationen zu erwarten. Diese 
können sich aufgrund allfälliger Veränderungen auf dem 
Wohnungsmarkt oder der verfügbaren Mittel sowie aus 
parlamentarischen Anfragen und Aufträgen ergeben.

Bundesamt für Wohnungswesen 
Grenchen, im März 2020
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Ressortforschung im Wohnungswesen

Die Wohnforschung des BWO ist Teil der sogenannten 
Ressortforschung des Bundes. Diese greift im Sinne einer 
Früherkennung gesellschaftliche Entwicklungen und Prob-
leme auf, die einen staatlichen Handlungsbedarf bewirken 
können, und vermittelt wissenschaftliche Kenntnisse, pra-
xisorientierte Grundlagen sowie konkrete Ansätze zur Lö-
sung anstehender Probleme. Es ist aber auch Aufgabe der 
Ressortforschung, die Angemessenheit und Wirksamkeit 
staatlichen Handelns zu überprüfen. Die Ergebnisse der 
Ressortforschung dienen somit den Bundesstellen in erster 
Linie für die Vorbereitung, den Vollzug und die nachträgli-
che Evaluation von Regierungs- und Verwaltungsentschei-
den. Die im Bundesgesetz über die Forschung verankerten 
allgemeinen Zweckbestimmungen der Ressortforschung 
sind für die Forschung im Wohnbereich mit konkreten 
Zielen ergänzt, die im Wohnraumförderungsgesetz (WFG) 
festgelegt sind. Gemäss Artikel 41 WFG soll diese insbe-
sondere dazu dienen, die Markttransparenz zu erhöhen 
sowie Grundlagen für eine Verbesserung des Wohnraum-
angebots und des Wohnumfelds zu erarbeiten. Dazu kann 
das Bundesamt geeigneten Institutionen und Fachleuten 
Studienaufträge erteilen, sich finanziell an Forschungspro-
jekten beteiligen und exemplarische Projekte mit innovati-
vem und nachhaltigem Charakter fördern. Die Vielfalt der 
Ziele und Aufgaben verlangt, dass die Ressortforschung 
im Allgemeinen und besonders die Forschung im Quer-
schnittsthema Wohnen interdisziplinär angelegt ist und 
unterschiedliche methodische Ansätze anwendet.

Positionierung der Wohnforschung des 
BWO

In Anbetracht des hohen Stellenwerts des Wohnens für 
die Wirtschaft und die Bevölkerung einerseits und der be-
schränkten Forschungsmittel andererseits ist es besonders 
wichtig, Doppelspurigkeiten mit Tätigkeiten von anderen 
Institutionen – Bundesstellen, nationalen Forschungspro-
grammen, Hochschulen, privaten Wissensproduzenten – 
zu vermeiden und die Mittel bedürfnisgerecht und effizient 
einzusetzen.

Die öffentliche Forschung hat sich nicht mit der Be-
reitstellung, Auswertung und Publikation von Daten zu 
beschäftigen, die bereits durch spezialisierte private Unter-

nehmungen erfolgen. Sie hat sich prioritär auf Bereiche 
und Themen auszurichten, die nirgendwo abgedeckt wer-
den, für deren Bearbeitung aber politisch und gesellschaft-
lich ein Bedarf besteht. Die seit dem Forschungsprogramm 
2008–2011 offen gelegte Ausrichtung der Wohnforschung 
auf «Nischenthemen», die im öffentlichen Interesse liegen, 
von anderen Institutionen aber nicht bearbeitet werden, 
hat somit weiterhin ihre Berechtigung.

Ein effizienter Mitteleinsatz verlangt, dass Synergien 
gewonnen werden durch die Zusammenarbeit mit ande-
ren Bundesstellen und die Koordination von Forschungs-
mitteln. Diesen Grundsätzen kam im Verlauf der vorgän-
gigen zwölf Forschungsprogramme des BWO eine grosse 
Bedeutung zu. In den bisherigen Tätigkeiten pflegte das 
BWO einen intensiven Austausch mit zahlreichen Bundes-
ämtern, so dem Bundesamt für Raumentwicklung (ARE), 
dem Bundesamt für Statistik (BFS), dem Bundesamt für 
Gesundheit (BAG), dem Staatssekretariat für Wirtschaft 
(SECO), dem Staatssekretariat für Migration (SEM), dem 
Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV), dem Bundes-
amt für Energie (BFE), dem Bundesamt für Umwelt (BAFU), 
dem Bundesamt für Landwirtschaft (BLW), dem Bundes-
amt für Strassen (ASTRA), dem Bundesamt für Verkehr 
(BAV), dem Bundesamt für Sport (BASPO) und neu auch 
mit dem Bundesamt für Kultur (BAK).

Im Rahmen der bisherigen zwölf Forschungspro-
gramme wurde eine Fülle von Untersuchungen in den 
Bereichen Wohnungsmarkt, Wohnraumversorgung und 
Wohnbedürfnisse durchgeführt, die neben allgemeinen 
Fragen zum Marktgeschehen unter anderem sozial- und 
verteilungspolitische Probleme im Zusammenhang mit der 
Wohnungsversorgung benachteiligter Gruppen, Möglich-
keiten und Grenzen der Eigentumsförderung, Fragen des 
Mietrechts, der langfristigen Immobilienbewirtschaftung, 
der Substanzerhaltung sowie der Baukultur, Energiefragen 
sowie zu Klima- und Umweltschutz, Aspekte der Quartier-
entwicklung, des Wohnumfelds, der Mitwirkung und der 
sozialen Integration im Wohnungswesen sowie des nach-
barschaftlichen Zusammenlebens zum Inhalt hatten.
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Lage und Entwicklungstendenzen auf dem 
Wohnungsmarkt

Aktuelle Lage auf dem Wohnungsmarkt

Die gesamtwirtschaftliche Lage der letzten Dekade war ge-
prägt von einem BIP-Wachstum, welches mehr oder weni-
ger stark war, als Folge der Entscheidungen der SNB vom 
Januar 2015 im entsprechenden Jahr jedoch eine Delle 
erfuhr. Bis Mitte 2018 hat sich das Wachstum beschleu-
nigt, bevor es sich aufgrund der weltweiten konjunkturel-
len Eintrübung wiederum deutlich ermässigt. Dennoch ist 
das BIP im Jahr 2018 um hohe 2,8 Prozent gewachsen. 
Während des ganzen Jahrzehnts war die Nachfrage nach 
Wohnraum – bis 2016 – hoch, was sich in den ersten Jah-
ren in andauernd tiefen Leerwohnungsquoten äusserte. 
Das Angebot ist während der letzten Dekade ebenfalls an-
gestiegen und seit 2014 ist eine zuerst leichte, dann ste-
tig zunehmende Entspannung auf dem Wohnungsmarkt 
spürbar, wobei diese sich regional sehr unterschiedlich 
präsentiert. Aufgrund des Anlagenotstandes und der da-
mit verbundenen starken Neigung von Investitionen in den 
Mietwohnungsbau sind die Produktionsziffern weiter hoch 
geblieben, obschon sich die Nachfrage abgeschwächt hat 
und die Leerstandsrisiken zugenommen haben.

Bevölkerungswachstum verantwortlich für hohe 
Nachfrage

Die Wohnbevölkerung nahm zwischen 2001 und 2006 je-
weils um 0,6−0,8 Prozent zu. Aufgrund der damals guten 
Wirtschaftslage und der Einführung der vollen Personen-
freizügigkeit gegenüber den EU17- und EFTA-Mitglieds-
ländern per 1. Juni 2007 war der Bevölkerungsanstieg in 
den Jahren 2007 (+1,1 %) und 2008 (+1,4 % – entspricht 
einer Zunahme um 108 000 Personen) deutlich höher als 
in den Vorjahren. Anschliessend ergaben sich jährliche 
Werte zwischen +1,1 Prozent und +1,3 Prozent. 2017 ist 
der Anstieg der ständigen Wohnbevölkerung mit +0,8 Pro-
zent deutlich tiefer ausgefallen, 2018 hat sich ein weiterer 
leichter Rückgang des Anstiegs ergeben (+0,7 %). Ausser 
in Neuenburg und im Tessin stiegen die Einwohnerzahlen 
in diesen zwei letztgenannten Jahren in allen Kantonen 
an. Die Kantone Schwyz, Freiburg, Zug, Zürich, Aargau, 
Thurgau, Genf sowie Schaffhausen, Waadt und Luzern re-
gistrierten ein stärkeres Wachstum als die Gesamtschweiz. 
Weiter wurde 2018 bei den Asylgesuchen ein Zehnjahres-

tief verzeichnet, nachdem die Zahlen 2015 einen Höhe-
punkt erreicht hatten, und die rückläufige Tendenz dauert 
vorderhand an. Der Anstieg der ständigen Wohnbevölke-
rung wird dominiert von Wanderungsbewegungen; der 
Geburtenüberschuss belief sich in den letzten fünf Jahren 
auf jeweils rund 20 000 Personen und war damit nur für 
rund ein Viertel bis ein Drittel des Bevölkerungswachstums 
verantwortlich. Ungeachtet der Migrationsbewegungen 
wird sich die demografische Alterung in den nächsten 
Jahren stark beschleunigen. Zudem ist davon auszugehen, 
dass die Anzahl der Privathaushalte in den kommenden 
Jahrzehnten weiter ansteigen wird.

Kaufkraft stützt Nachfrage

Die Reallöhne haben sich in den letzten Jahren unter-
schiedlich entwickelt. Zwischen 2012 und 2016 haben 
sich Reallohnzunahmen um jährlich durchschnittlich gut 
1 Prozent ergeben, bevor die Entwicklung in den zwei fol-
genden Jahren leicht in den negativen Bereich fiel. Dabei 
ist aber zu beachten, dass der Lohnindex nur den Preis 
für Arbeit reflektiert, also auf einer gegebenen Struktur 
basiert, und Lohnentwicklungen als Folge einer veränder-
ten Arbeitnehmerstruktur somit nicht berücksichtigt. Die 
Arbeitslosigkeit hat sich in den letzten Jahren deutlich zu-
rückgebildet. Wurden zu Beginn der Jahre 2016 und 2017 
jeweils fast 165 000 Arbeitslose ausgewiesen, belief sich 
der entsprechende Wert im Sommer 2019 auf noch rund 
100 000 Personen, was einer Quote von 2,1 Prozent ent-
spricht. Eine solch tiefe Quote wurde letztmals im Spät-
herbst 2001 erreicht.

Wohnungsangebot im Zuge der gestiegenen 
Nachfrage gewachsen

Zwischen 2002 und 2015 ist die jährliche Produktion von 
Neubauwohnungen von knapp 29 000 auf gut 53 000 
Einheiten angestiegen. 2016 wurde eine Zahl von 52 000 
verzeichnet, 2017 gut 50 000. Für 2018 dürfte sich ein 
deutlich höherer Wert von knapp 54 000 Wohnungen er-
geben haben und aufgrund der vollen Produktionspipeline 
dürften die 50 000 auch 2019 überschritten werden. Die 
seit rund 15 Jahren beobachtete Tendenz der rückläufigen 
Produktion von Einfamilienhäusern dürfte sich – wenn 
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Abb. 1  Neu gebaute und leer stehende Wohnungen im Vergleich 1980 – 2019 (Quelle: BFS)

Abb. 2  Leerwohnstände 2019 (Quelle: BFS)
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auch abgeschwächt – fortsetzen. Der überwiegende Teil 
der Neuwohnungsproduktion dürfte zur Vermietung be-
stimmt sein, nachdem in den ersten Jahren nach der Jahr-
tausendwende das Eigentum einen Boom erlebte. In den 
ersten paar Jahren nach der Jahrtausendwende hatten die 
Mietwohnungen nur noch rund einen Viertel ausgemacht. 
Bezüglich Grössenstruktur kann seit einigen Jahren eine 
verstärkte Bautätigkeit im Segment der kleineren Wohnun-
gen bis 3-Zimmer festgestellt werden. Die Zahl der neu 
gebauten 5- und 6-Zimmer-Einheiten ist sowohl relativ als 
auch absolut gesehen seit etwa 2006 rückläufig. Die Zahl 
der neu gebauten 4-Zimmer-Wohnungen war über die-
se Periode betrachtet relativ stabil bei 14 000 bis 16 000 
Wohneinheiten. Am stärksten angestiegen ist die Produk-
tion der 2-Zimmer-Wohnungen, deren absolute Zahl sich 
jährlich 10 000 Einheiten angenähert hat.

Seit einigen Jahren rückläufige 
Eigentumsproduktion

Zur zwischenzeitlichen Zunahme der Eigentumsproduk-
tion haben die seit der Jahrtausendwende ausgesprochen 
vorteilhaften Bedingungen bei den Hypothekarzinsen bei-
getragen. Gebremst wurde die Zunahme der Eigentums-
quote nach 2012. In diesem Jahr wurden die Selbstregu-
lierungsrichtlinien der Schweizerischen Bankiervereinigung 
eingeführt, was bedeutete, dass beim Eigentumserwerb 
10 Prozent hartes Eigenkapital eingesetzt werden muss 
und somit nicht mehr das ganze Eigenkapital aus der be-
ruflichen Vorsorge stammen darf. Zudem ist seither der 
Teil der Hypothekarkredite, welcher zwei Drittel des Wer-
tes des finanzierten Objektes übersteigt, zu amortisieren. 
2014 wurde die Selbstregulierung verschärft, indem eine 
lineare Amortisation bei einer verkürzten Frist verlangt 
wurde. Diese Entscheide führten auch dazu, dass seit 2013 
deutlich weniger Kapitalien aus der beruflichen Vorsorge 
zur Eigentumsfinanzierung eingesetzt werden als in den 
Vorjahren und die Eigentumsquote im Jahr 2015 mit 38,4 
Prozent einen vorläufigen Höchststand erreichte und seit-
her wieder leicht rückläufige Tendenz aufweist.

Anlagenotstand wirkt sich auf 
Mietwohnungsproduktion aus

Im Zuge der stark gestiegenen Nachfrage infolge des grös-
seren Bevölkerungswachstums ab 2007/2008 hat auch die 
Mietwohnungsproduktion angezogen. Auch diese profi-
tierte von den rückläufigen Zinssätzen. Als Folge der Ent-
scheide der SNB vom Januar 2015 sowie des sich seither 
manifesten Anlagenotstandes ist die Mietwohnungspro-
duktion hoch geblieben oder hat sich sogar noch verstärkt, 
obschon die Nachfrage schwächer geworden ist. Trotz seit 
2014 zunehmenden Wohnungsleerständen ist die Produk-
tion neuer Mietwohnungen weiterhin lukrativ.

Regional unterschiedlicher Anstieg der 
Leerwohnungsquote

Die Leerwohnungsquote schwankte zwischen 2002 und 
2013 um rund 1 Prozent. Seit 2014 ist ein deutlicher An-
stieg zu beobachten. Am 1. Juni 2019 wurde im schweizeri-
schen Durchschnitt eine Leerstandsquote von 1,66 Prozent 
gemessen. Diese Quote wurde in den letzten 40 Jahren nur 
gerade in den Jahren 1997 und 1998 übertroffen. Regional 
differiert die Leerwohnungsquote stark. Hohe Leerstands-
quoten sind in den Kantonen Solothurn (3,40 %), Thurgau 
(2,65 %), Jura und Aargau (je 2,59 %) sowie Schaffhausen 
(2,56 %) festzustellen. Auf der anderen Seite bleiben die 
Kantone Zug (0,42 %), Genf (0,54 %), Obwalden (0,87 %) 
und Zürich (0,89 %) unter der Ein-Prozent-Marke. Die Zahl 
der leerstehenden Neubauwohnungen beträgt relativ sta-
bil in den letzten Jahren jeweils gut 10 000. Dies bedeutet, 
dass das Wachstum der Leerstände sich vor allem bei älte-
ren Objekten zeigt. Rund 12 500 Leerwohnungen sind zum 
Kauf ausgeschrieben und rund 62 800 leere Wohnungen 
wurden zur Miete angeboten. Damit steht mehr als jede 
vierzigste Mietwohnung leer.

Die tiefen und stetig gesunkenen Zinssätze befeuerten 
in der ganzen Schweiz, besonders aber in den Gebieten 
mit hoher Marktanspannung, die Preisentwicklung. Seit 
der Jahrtausendwende war ein mehr oder weniger starker 
Anstieg der Angebotspreise in allen Wohnungsmarktseg-
menten zu verzeichnen. Dieser hat sich in den letzten vier 
Jahren abgeschwächt oder sich sogar ins Gegenteil ver-
kehrt. Dies war unter anderem auf die 2012 eingeführten 
und 2014 verschärften Selbstregulierungsrichtlinien zu-
rückzuführen. Während die Stagnation im Eigentumsbe-
reich, vor allem bei den Einfamilienhäusern, wieder einem 
leichten Preisanstieg Platz gemacht hat, geben die Ange-
botsmieten weiterhin leicht nach. Der vom BFS veröffent-
lichte Index der Bestandesmieten weist hingegen weiterhin 
einen leichten Anstieg aus, obwohl der Referenzzinssatz 
zwischen Herbst 2008 und Sommer 2017 von 3,5 Prozent 
auf 1,5 Prozent zurückging und seither stabil geblieben ist. 
Dies zeigt, dass einerseits überdurchschnittlich viel in Re-
novationen investiert wird und Marktelemente vor allem 
bei Wohnungswechseln einen deutlichen Einfluss haben.

Selbstregulierungsrichtlinien bei 
Renditeliegenschaften eingeführt

Die ungebremsten Investitionen in den Bau von Miet-
wohnungen, die damit verbundenen Leerstände und stark 
gestiegene Transaktionspreise für Mietobjekte haben die 
Schweizerische Bankiervereinigung unter Druck der FINMA 
und der SNB veranlasst, die Selbstregulierungsrichtlinien 
bei Renditeliegenschaften anzupassen. Die entsprechen-
den Änderungen treten per 1. Januar 2020 in Kraft. Kern-
stück ist das Erfordernis des Einsatzes von 25 Prozent Ei-
genkapital sowie eine Amortisation des zwei Drittel des 
Objektwertes übersteigenden Finanzierungsanteils innert 
10 Jahren.
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Im Durchschnitt gute Wohnungsversorgung…

Die Wohnbevölkerung ist in der Schweiz im Durchschnitt 
sehr gut und zu tragbaren Kosten mit Wohnraum versorgt. 
Viele Haushalte sind in der Lage, sich laufend mehr und 
qualitativ besseren Wohnraum zu leisten. Deswegen und 
wegen immer noch sich leicht verringernder Haushalts-
grössen ist die Wohnfläche pro Person weiter angestiegen, 
wenn auch gegenüber den Achtziger- und Neunzigerjahre 
des letzten Jahrhunderts in deutlich abgeschwächter Form. 
Betrug der Anstieg in den zwei genannten Dekaden noch 
jeweils 5 Quadratmeter, so hat sich die Entwicklung mit 
plus 3 Quadratmetern zwischen 2000 und 2017 deutlich 
verlangsamt. 2017 beanspruchte der Durchschnittsbewoh-
ner 46 Quadratmeter Wohnfläche. Signifikant sind weiter-
hin die Unterschiede zwischen selbstnutzenden Eigentü-
mern, Mietenden und in Genossenschaften wohnenden 
Personen.

…bei konstanten Mietbelastungen…

Die Mietbelastungen lagen im Durchschnitt weiterhin re-
lativ konstant bei rund 20 Prozent. Allerdings ist über die 
letzten gut 10 Jahre – 2006 bis 2017; neuere Daten liegen 
noch nicht vor – ein tendenzieller Anstieg in den Haushal-
ten mit monatlichem Bruttoeinkommen bis 6000 Franken 
zu verzeichnen. In diesen Einkommenskategorien kann 
eine Mietbelastung von über einem Viertel dazu führen, 
dass die Befriedigung anderer Grundbedürfnisse bedroht 
ist und Ergänzungs- oder Fürsorgeleistungen in Anspruch 
genommen werden müssen. Im Eigentumsbereich ist die 
Wohnkostenbelastung aufgrund der gesunkenen Zins-
sätze deutlich tiefer geworden. Allerdings haben sich die 
Eigentumspreise wie erwähnt deutlich erhöht, was den 
Zugang zu Wohneigentum zusammen mit den 2012 ein-
geführten und 2014 verschärften Selbstregulierungsricht-
linien deutlich erschwerte. Wohneigentum ist oftmals nur 
noch an peripheren Lagen erschwinglich, was wiederum 
der Zersiedlung Vorschub leisten könnte.

…und hoher Wohnzufriedenheit

Die neusten Erkenntnisse des NZZ-Immo-Barometers aus 
dem Sommer 2018 bestätigen frühere Befunde, dass die 
Bevölkerung grossmehrheitlich eher zufrieden bis sehr zu-
frieden mit den verschiedenen internen und externen Fak-
toren ihrer Wohnsituation ist. Spitzenpositionen bei den 
wohnungsinternen Faktoren belegen folgende Aspekte: 
Licht und Sonne, Komfort allgemein, Raumeinteilung und 
Grundriss, Verfügbarkeit und Grösse von Balkon, Sitzplatz 
und Garten, die Anzahl Badezimmer und die Geräumigkeit 
allgemein. Umgekehrt zeigen sich die Befragten eher un-
zufrieden mit der fehlenden Möglichkeit, an der Wohnung 
etwas verändern zu können, sowie mit dem fehlenden 
Unterhalt durch den Vermieter. 45- bis 79-Jährige sowie 
Personen, die in einem Haus oder in einer Wohnung mit 
mehr als vier Zimmern leben, sind zufriedener als jüngere 

Generationen oder Personen, die in Immobilien mit bis zu 
drei Zimmern wohnen. Bei den wohnungsexternen Fak-
toren sind es die Erreichbarkeit mit dem Auto, Grünflä-
chen in der Umgebung sowie die Nähe zu Schulen oder 
Kindergärten, die die höchsten Zufriedenheitswerte errei-
chen. Am unzufriedensten zeigen sich die Befragten da-
gegen mit dem Steuerfuss. Wenn es um Grünflächen im 
Quartier, um Kinderfreundlichkeit der Umgebung und um 
Umgebungslärm geht, sind die Eigentümer viel zufriedener 
als die Mieter. Was aber das Angebot an öffentlichen Ver-
kehrsmitteln sowie die Einkaufsmöglichkeiten in der Nähe 
betrifft, so sind die Eigentümer deutlich unzufriedener als 
die Mieter.

Entwicklungstendenzen

Die mittelfristige Entwicklung des Wohnungsmarktes und 
der Wohnsituation hängt stark davon ab, wie sich das 
generelle Umfeld verändern wird. Die wieder aufgekom-
mene Tendenz zu erhöhter Stärke des Schweizer Frankens 
und die konjunkturelle Lage der Weltwirtschaft sowie die 
politischen Risiken lassen vermuten, dass sich die Kon-
junktur 2019 weiter abkühlt und eine Rückkehr zu einem 
stärkeren Wachstumspfad 2020 noch sehr fragil sein dürf-
te. Eine eigentliche Wirtschaftskrise ist aber nicht in Sicht. 
Eine solche würde wegen sinkender Löhne, stark steigen-
der Arbeitslosigkeit und abnehmender Zuwanderung die 
Nachfrage empfindlich dämpfen. Gleichzeitig würde die 
Wohnungsproduktion zumindest in den nächsten zwei 
Jahren auf weiterhin hohem Niveau verbleiben, aufgrund 
der andauernden Situation mit Negativzinsen vielleicht 
noch länger. Würde in diesem Zeitraum die Nachfrage 
stark zurückgehen und die Bevölkerung wie immer in 
rezessiven Phasen «näher zusammenrücken», wären ein 
noch markanterer Anstieg der Wohnungsleerstände und 
weiter sinkende Angebotspreise die Folge. Für Wohnungs-
suchende würden sich die Wahlmöglichkeiten erweitern, 
während die Risiken für die Investoren weiter und stark 
zunehmen würden.

Wahrscheinlicher als ein Krisenszenario ist nach einer 
vorübergehenden konjunkturellen Abkühlung eine Ent-
wicklung, in der die Schweiz im Vergleich mit dem euro-
päischen Ausland weiterhin relativ gut dasteht und als 
Arbeits- und Wohnstandort attraktiv bleibt. Von einem 
weitergehenden Bevölkerungswachstum profitieren ge-
mäss den immer noch geltenden Szenarien des Bundesam-
tes für Statistik aus dem Jahr 2015 bis 2035 alle Kantone, 
doch sind im Einzugsgebiet der Metropole Zürich und im 
Genferseeraum besonders hohe Zunahmen zu erwarten. 
Obschon die migrierende Bevölkerung in der Regel jung 
ist, wird sich die Altersstruktur weiter zugunsten der Älte-
ren verschieben. Die Zahl der 65-Jährigen und Älteren wird 
sich gemäss dem erwähnten Referenzszenario von 1,5 Mil-
lionen Personen im Jahr 2015 auf 2,4 Millionen Personen 
im Jahr 2035 erhöhen. Dies bedeutet, dass die Nachfrage 
der älteren Menschen und deren spezifischen Bedürfnisse 
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Abb. 4  Entwicklung der Angebotspreise (Quelle: Wüest Partner)

Abb. 3  Entwicklung der Brutto-Mietbelastung 2000−2017 (Quelle: BFS/BWO)
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zu einem immer wichtigeren Faktor auf dem Wohnungs-
markt werden. Aufgrund der Alterung ist zudem zu erwar-
ten, dass sich die durchschnittlichen Haushaltsgrössen von 
heute 2,23 Personen nochmals leicht reduzieren dürften, 
womit wahrscheinlich auch die durchschnittliche Wohnflä-
che pro Person noch etwas ansteigen wird, sofern dies die 
Kaufkraft zulässt. Nicht nur bezüglich Umfang, Altersstruk-
tur, regionaler Verteilung und Zahlungsfähigkeit wird sich 
die Nachfrage ändern, auch die Wohnpräferenzen unter-
liegen einem steten Wandel. So sind in den letzten Jahren 
viele Angebote mit Services auf den Markt gekommen. Je 
nach Lebensabschnitt, sozialem Status und Lebensstil ste-
hen unterschiedliche Lebens- und Wohnformen im Vorder-
grund. Dies zeigt sich auch in der entsprechenden Frage 
des NZZ-Immo-Barometers, gemäss welcher ein nicht zu 
vernachlässigender Anteil der Umzugswilligen einen Um-
zug in eine Wohngemeinschaft anstrebt.

Aktuell ist die Bautätigkeit hoch – und dürfte es vor-
erst aufgrund der andauernden Phase mit Negativzinsen 
und dem damit zusammenhängenden Anlagenotstand 
bleiben, auch wenn die Leerstandsrisiken in den letzten 
Jahren in verschiedenen Regionen deutlich angestiegen 
sind. Hingegen dürften urbane Gebiete weiterhin von 
mehr oder weniger starker Wohnungsknappheit betroffen 
sein. Für die seit längerem geforderte Verdichtung oder 
inneren Entwicklung, die mit der Annahme der Revision 
des Raumplanungsgesetzes auch entsprechend legitimiert 
ist, besteht im Grundsatz ein grosses Potenzial. Jedoch ha-
ben Analysen von verdichteten Gebieten gezeigt, dass eine 
bauliche Verdichtung nicht zwingend mit einer Erhöhung 
der Bewohnerschaft einhergeht. Gegen eine andauernd 
starke Ausweitung des Wohnungsangebots sind Wider-
stände von verschiedener Seite zu erwarten. Deshalb ist 
zumindest mittelfristig dort, wo sich die Nachfrage kon-
zentriert, mit weiteren Preissteigerungen zu rechnen.

Es bestehen grosse Anstrengungen im Gebäudebe-
reich zur Verbesserung der Energieeffizienz. Die CO2-Ein-
sparungen sind in Anbetracht der markanten Zunahme 
der Wohnbevölkerung und der Anzahl Wohnbauten sehr 
hoch. Durch Renovationsmassnahmen, verstärkt durch 
Massnahmen zur Umsetzung der Energiestrategie 2050, 
geht aber auch laufend preisgünstiger Wohnraum ver-
loren. Wirtschaftlich schwächere Bevölkerungsgruppen 
könnten weiterhin gezwungen sein, auf für sie erschwing-
liche Wohnungen in der Agglomeration oder im periurba-
nen Raum auszuweichen. Dies würde die Pendeldistanzen 
weiter erhöhen und zu Mehrbelastungen der Verkehrsin-
frastrukturen führen, wobei wahrscheinlich bei entspre-
chenden Wohnentscheiden die Zunahme der Mobilitäts-
kosten oftmals unterschätzt werden dürften.

Diese Entwicklungen können zu einer unausgewoge-
nen Bevölkerungsstruktur und einem Mangel an örtlich ver-
ankerten Personen führen. Fehlen geeignete Wohnungen 
für ältere Personen, werden Umzüge, durch welche grös-
sere Familienwohnungen frei würden, gebremst. Zudem 
nimmt die Verwurzelung ab, wenn dann doch in kleinere 
Wohnungen gezügelt wird, diese sich aber nicht mehr im 
angestammten Quartier oder Dorf befinden. Massnahmen 
für preisgünstigen Mietwohnungsbau werden somit auch 

weiterhin diskutiert und umgesetzt werden, und auch beim 
Eigentumsbau dürften preisgünstigere Konzepte diskutiert 
werden, da bereits ein Erwerb von einer Eigentumswoh-
nung heute nur mehr einer kleinen Bevölkerungsschicht 
möglich bleibt, mindestens an guten Standorten.
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Aus der Lageanalyse und den Entwicklungstendenzen er-
gibt sich kein eindeutiges Bild zu den Perspektiven auf dem 
Wohnungsmarkt. Letztere unterliegen verschiedenen Unsi-
cherheiten in Zusammenhang mit der Zinsentwicklung von 
Hypotheken und Kapital sowie mit dem Anlegerverhalten, 
das sich angesichts eines ungewissen, sich wandelnden 
Umfelds und zunehmenden umweltpolitischen und land-
schaftsschützerischen Anforderungen schwer abschätzen 
lässt. Neben den voranstehenden marktwirtschaftlichen 
Betrachtungen unterliegt unsere Gesellschaft einer Reihe 
von tiefgreifenden Veränderungsprozessen, welche die 
Wohnforschung aufnehmen muss.

Gesamtgesellschaftliche Trends 
als Herausforderungen für das 
Wohnungswesen

Auf der Nachfrageseite steht die Alterung der Gesellschaft 
im Vordergrund. Die damit verbundenen spezifischen Be-
dürfnisse werden mit den Standardwohnungsangeboten 
nur teilweise abgedeckt werden können. Es ist eine mas-
sive Zunahme von Ein- und Zweipersonen-Haushalten zu 
erwarten. Darunter sind viele hochbetagte Menschen, die 
beim Wohnen auf Barrierefreiheit, funktionierende soziale 
Netze sowie wohnungsergänzende Dienstleistungen an-
gewiesen sind. Voraussichtlich werden auch immer mehr 
Wohnungen an gut erschlossenen städtischen Lagen ge-
sucht, nicht nur von älteren Menschen, für welche die Er-
reichbarkeit in ihrem Alltag einen hohen Stellenwert hat, 
sondern von allen Haushaltstypen und Einkommensklas-
sen.

Dem gegenüber ist die Angebotsseite zahlreichen 
und zunehmenden Ansprüchen ausgesetzt und sieht sich 
mit andauernd wachsenden Bodenpreisen in städtischen 
Gebieten konfrontiert. Dies geht mit einer Erhöhung der 
Immobilienpreise sowie der Angebotsmieten einher. Die 
Bautätigkeit konzentriert sich vor allem auf das bestehen-
de Siedlungsgebiet, weil Kulturland und die Landschaft ge-
schützt werden müssen, aber auch weil die Nachfrage in 
diesen Gebieten sehr stark ist. Die verlangte Innenentwick-
lung tangiert die bestehende Gebäudestruktur und muss 
über bauliche Transformationsprozesse zu Wohnraum für 
mehr – und nicht nur kaufkräftigere – Haushalte führen. 

Solche Prozesse sind von Natur aus träge und mit langfris-
tigen Wirkungen behaftet. Bauliche Veränderungen, ins-
besondere, wenn sie auf intensivere Nutzungen abzielen, 
stossen bei grossen Teilen der Bevölkerung auf Skepsis. Es 
braucht deshalb eine sorgfältige und einbindende Prozess-
planung und wenn immer möglich die Schaffung von neu-
en Qualitäten und Mehrwerten für die Bewohnerschaft 
und andere Gebäudenutzende aus der Nachbarschaft. 
Denn die Menschen sorgen sich nicht nur um soziale Ver-
änderungen und das entsprechende Zusammenleben im 
Quartier, sondern befürchten auch den Verlust an Wohn-
qualität.

Der Wohnungsmarkt muss auf den demografischen 
Wandel mit entsprechenden Angeboten reagieren und 
beim Angebot auch vermehrt die Komponenten Nach-
barschaft und wohnungsergänzende Dienstleistungen 
berücksichtigen. Ausserdem hat sich in letzter Zeit der Kli-
mawandel als neues Paradigma der Siedlungsentwicklung 
etabliert und wird zu einer grossen Herausforderung für 
die bebauten Lebensräume. Er ist verbunden mit einem er-
höhten Risiko von Naturgefahren, Hitzeinseln und anderen 
klimatischen Extremereignissen und kann ohne Gegen-
massnahmen die Lebensbedingungen in dicht besiedelten 
Gebieten verschlechtern. Diese Gegebenheiten müssen, 
zusammen mit den für die Zielerreichung der Energiestra-
tegie 2050 erforderlichen energetischen Sanierungen, bei 
der Weiterentwicklung des Gebäudebestands berücksich-
tigt werden. 

Die geforderten Anpassungen dürften nicht nur die 
Wohnkosten für Eigentümer- und Mieterhaushalte deut-
lich erhöhen. Sie sind ausserdem mit der Gefahr verbun-
den, dass die Baukultur leidet, und bestehende bauliche 
und sozialräumliche Qualitäten ebenso wie vertraute, 
identitätsstiftende Bezugspunkte verloren gehen. Baukul-
turelle Werte betreffen nicht alleine die Form der gebauten 
Umwelt, sondern auch die Qualität der Entstehungs- und 
Gestaltungsprozesse. Deshalb wäre es wichtig, bei der 
Entwicklung des Gebäudebestandes die Fähigkeiten und 
Kompetenzen aller Beteiligten und, wenn immer möglich, 
der Hauptbetroffenen zu mobilisieren. Und es besteht 
ein öffentliches Interesse, diese Prozesse möglichst sozial-
gerecht auszugestalten, so dass Massnahmen aus dem 
Bereich der Umweltpolitik nicht übermässige Einschrän-
kungen oder zusätzlichen Ausschluss von dem ohnehin 
tendenziell teureren städtischen Wohnraum bedeuten und 
die «grüne» Gentrifizierung ankurbeln.

Folgerungen für das Forschungsprogramm 
und Beschreibung der Einzelthemen
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Das Wohnungswesen ist zunehmend durch die Di-
gitalisierung und die damit einhergehende, noch nie da-
gewesene hohe Konnektivität geprägt. Die Konsequenzen 
dieser Entwicklung, deren Nutzen und Risiken werden 
kontrovers diskutiert. Der Einfluss auf die Wohnsitzwahl, 
durch neue Opportunitäten betreffend Mobilität, bleibt 
ungewiss. Die Digitalisierung bildet die Basis für neue 
Produktionsprozesse, Geschäfts- und Arbeitsmodelle und 
ermöglicht eine gewisse Emanzipation vom Raum. Um-
stritten ist, inwieweit diese neuen Gegebenheiten die be-
kannten Regeln betreffend Wohnstandortgüte über den 
Haufen werfen und die bisher relativ klaren Trennungen 
zwischen den Lebenswelten Wohnen, Arbeiten und Frei-
zeit aufweichen werden. Ebenso bleiben der Stellenwert 
sowie die Vor- und Nachteile der im Wohnbereich sich ab-
zeichnenden Vereinfachungen, Hilfestellungen und neuen 
Beteiligungsformen für die Bewohnerschaft, gerade für 
ältere Leute, schwer abschätzbar.

Die beschriebenen Trends und Herausforderungen 
betreffen alle Räume und Teilwohnungsmärkte, können 
aber in ihren Wirkungen je nach regionalen oder örtlichen 
Besonderheiten sehr unterschiedlich sein. Sie treffen auf 
räumlich ungleiche Entwicklungstendenzen und verschär-
fen diese oft. Dynamische Agglomerationsgebiete, mit ho-
her Bautätigkeit und Zuwanderung, stehen wirtschaftlich 
weniger vitalen oder relativ schlecht erschlossenen Gegen-
den gegenüber, die von Entleerungs- und Überalterungs-
prozessen betroffen sind. Diese Ungleichgewichte werden 
vermutlich in der Zukunft noch vermehrt zu räumlichen 
Spezialisierungen führen, auch im Bereich Wohnen. Es 
gibt erste Anzeichen dafür, dass die Wohnmobilität räum-
liche Ungleichheiten verschärft. So sinkt bspw. die Bevöl-
kerungszahl an zentralen Lagen, weil kleinere Haushalte 
mit steigendem Wohnflächenkonsum dorthin ziehen, 
während die einkommensschwächeren Bevölkerungsgrup-
pen von «guten» zu weniger attraktiven oder belasteten 
Wohnlagen umziehen. Es wird also künftig noch wichtiger 
werden, auf stark ausdifferenzierte Wohnungsmärkte mit 
massgeschneiderten Ansätzen reagieren zu können. Des-
halb gewinnen Governance-Aspekte an Bedeutung, um 
neuartige Phänomene und damit verbundene Fragestel-
lungen zusammen mit den jeweiligen Interessengruppen 
angehen zu können. 

Fünf Schwerpunkte für die 
Wohnforschung

Die geschilderten in ihren Wirkungen ungewissen Einfluss-
faktoren verlangen von der Wohnforschung, dass sie offen 
bleibt für jeweils neue Entwicklungen und fähig ist, sich 
auf eine breite Palette von Fragestellungen einzustellen. 
Laut Verfassungs- und Gesetzesgrundlagen hat das BWO 
den Auftrag, sich für gute Wohnbedingungen aller Bevöl-
kerungsteile einzusetzen. Diese sind eine Voraussetzung 
für das Wohlergehen des Landes. Sie sind nicht nur wichtig 
für die Bewohnerinnen und Bewohner, für deren persön-
liche Entfaltung und ihre Teilhabe an Bildung und an der 
Arbeitswelt. Sie stellen auch einen wichtigen Standort-
faktor dar. Das Bauen und Wohnen beeinflusst zudem die 
Umweltqualität, sei es, weil wertvoller Boden konsumiert 
oder verschont wird, sei es über die Art und den Umfang 
des Energiekonsums.

Die Themen des Forschungsprogramms 2020−2023 
wurden in einem mehrstufigen Verfahren konkretisiert. In 
einem ersten Schritt haben die Mitglieder der Eidg. Kom-
mission für Wohnungswesen EKW ihre Forschungsanlie-
gen eingebracht. Diese sind im Rahmen eines Workshops 
mit externen Fachleuten diskutiert und angereichert wor-
den. Dieser Austausch hat gezeigt, dass die zur Diskussion 
gestellten Themenschwerpunkte weitgehend die aus den 
Entwicklungstendenzen abgeleiteten Fragestellungen und 
die identifizierten Forschungslücken abdecken. 

Aufgabe der Wohnforschung ist es unter anderem, für 
wohnungspolitische Entscheide die Grundlagen zur Ver-
fügung zu stellen. Es ist daher naheliegend, die Themen-
schwerpunkte für die Legislaturperiode 2020−2023 an 
den sich längerfristig abzeichnenden Herausforderungen 
zu orientieren. Sie fokussieren ausserdem auf die massge-
blichen Akteure: die Bewohnerschaft, die Eigentümer und 
Investoren sowie die Behörden. Daraus ergeben sich fünf 
Forschungsfelder: (1) Markt und politische Rahmenbe-
dingungen, (2) Gute Wohnverhältnisse für benachteiligte 
Bevölkerungsschichten, (3) Anpassung des Gebäude- und 
Wohnungsbestands an veränderte Bedürfnisse, (4) Attrak-
tive Gebiete dank ausgewogenen Wohnungsmärkten, und 
(5) Wohnungspolitik, innovativ und stufengerecht umge-
setzt.

Nachfolgend werden die fünf prioritären Themen-
felder, mit ihren Herausforderungen und Fragestellungen, 
erläutert. Wie Abbildung 5 zeigt, geben die Themen 1 
und 5 einen themenübergreifenden Rahmen, spannen 
je einen Bogen mit unterschiedlicher Funktion. Der erste 
Bogen wird durch das Thema 1 – Markt und politische 
Rahmenbedingungen – gebildet. Dabei geht es um das 
Allgemeine, um Fakten und Zahlen, um Regulierungen 
und Mechanismen, die es zu beobachten, zu verstehen, 
einzuordnen und allenfalls zu evaluieren gilt. Der zweite, 
gegenüberstehende Bogen, Thema 5 – Wohnungspolitik, 
innovativ und stufengerecht umgesetzt –, steht für umset-
zungsorientierte Anliegen, bei denen Wissen, Strategien 
etc. konkret und pilotmässig zur Anwendung kommen 
und erprobt werden. Die Themen 2 bis 4 stehen für drei 
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1. Markt und politische Rahmenbedingungen: 
beobachten, verstehen, evaluieren

2. Gute Wohnverhältnisse für 
benachteiligte 

Bevölkerungsgruppen

3. Anpassung des Gebäude- und 
Wohnungsbestands an veränderte 

Bedürfnisse 

4. Attraktive Gebiete dank 
ausgewogenen 

Wohnungsmärkten

5. Wohnungspolitik, innovativ und stufengerecht umgesetzt: 
experimentieren, umsetzen, lernen

prioritäre Aktionsfelder der Wohnungspolitik und stellen 
jeweils eine unterschiedliche spezifische Akteurgruppe ins 
Zentrum. Thema 2 fokussiert auf die im Markt tendenziell 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen und ihre Wohnver-
hältnisse; das Thema 3 widmet sich der Anpassung des 
Gebäude- und Wohnungsbestandes und adressiert die 
Eigentümer und Investoren; Thema 4 behandelt das Zu-
sammenspiel zwischen Wohnungsmarkt und Gebietsent-
wicklung und stellt entsprechend die Akteure der öffentli-
chen Hand in den Vordergrund.

Innerhalb dieser Themen gibt es gemeinsame Anlie-
gen, die besondere Beachtung verdienen. Dazu gehört 
die Verwendung von transversalen, systemischen und 
sektorenübergreifenden Ansätzen im Sinne der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung; aber ebenso die Ver-
besserung und Weiterentwicklung der Datenlage (Gebäu-
de- und Wohnungsbestand, energetische Sanierungen, 
Wohnverhältnisse der Haushalte, Wohnmobilität), um so 
zu einem umfassenden Verständnis des Marktgeschehens 
zuhanden der Politik und Marktakteure beizutragen.

Abb. 5  Strukturierung der fünf Forschungsthemen
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sich bei stark steigenden Zinssätzen als volkswirtschaftliche 
Gefahr erweisen, auch wenn die Verlagerung von variab-
len zu festverzinslichen Hypotheken das Zinsrisiko von den 
Schuldnern zu den Kreditgebern verschoben hat. Dennoch 
muss dieser Problematik besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden.

Thema 1: Markt und politische 
Rahmenbedingungen: beobachten, 
verstehen, evaluieren

Herausforderung

In der Schweiz erfolgt die Bereitstellung von Wohnraum pri-
mär über den Markt. Ein gut funktionierender Wohnungs-
markt ist Voraussetzung für die Mobilität der Arbeitskräfte 
und unterstützt eine dynamische Wirtschaftsentwicklung. 
Die Erfahrungen mit der marktwirtschaftlichen Woh-
nungsversorgung sind im Allgemeinen gut. Die Bevölke-
rung ist quantitativ und qualitativ ausreichend mit Wohn-
raum versorgt, und für den Grossteil der Bevölkerung sind 
die Wohnkosten gut tragbar. Die Investitionen auf dem 
Wohnungsmarkt lohnen sich und müssen sich weiterhin 
lohnen, damit sie auch zukünftig getätigt werden. Gleich-
zeitig müssen berechtigte Anliegen der Mieterschaft be-
rücksichtigt werden. Die übergeordnete politische Heraus-
forderung besteht im Grundsatz weiterhin darin, einen 
stetigen Ausgleich zwischen den Interessen von Investoren 
und Vermieterinnen einerseits und denjenigen der Mieter-
schaft andererseits zu finden.

Nachdem sich die Schere zwischen den Angebots- und 
Bestandesmieten lange Jahre weiter geöffnet hat, ist in 
letzter Zeit wieder eine Annäherung zu beobachten. Diese 
Entwicklung dürfte in regional unterschiedlichem Ausmass 
die Umzüge fördern. Sie könnte weitere Impulse erhalten 
durch einen allfälligen Zinsanstieg. Ein solcher hätte je 
nach Geschwindigkeit einen zeitverzögerten Anstieg der 
Mietzinsen bei den bestehenden Mietverhältnissen zur Fol-
ge, sofern die jeweilige regionale Marktlage diesen zulässt.

Die seit der Jahrtausendwende stetig gesunkenen 
Hypothekarzinssätze hatten bis etwa 2014 vielen Haus-
halten den Erwerb von Wohneigentum ermöglicht. Seither 
wirken sich die verschärften Selbstregulierungsrichtlinien 
der Banken hemmend auf den Wohneigentumserwerb 
aus, vor allem vor dem Hintergrund der stark gestiegenen 
Eigentumspreise. Der Wohneigentumserwerb erfolgte in 
den letzten Jahren zu einem grossen Teil in Form von Stock-
werkeigentum, das vor 55 Jahren eingeführt wurde. In den 
ersten Jahren nach seiner Einführung hatte dieses aber 
noch eine untergeordnete Bedeutung. Somit kommen die 
ersten grösseren Bestände erst jetzt in die Phase grund-
legender Erneuerungen – und auch deren Bewohnerschaft 
ist älter geworden. Infolge der durch demografische Ent-
wicklungen und finanzielle sowie raumplanerische Rest-
riktionen begünstigten Fokussierung auf das Stockwerk-
eigentum sowie durch Umwandlung von Mietwohnungen 
hat die Zahl der selbstbewohnten Stockwerkeigentums-
einheiten zwischen 2000 und 2017 um rund 210 000 zu-
genommen. Zudem wurden in den letzten Jahren – unter 
anderem auch seit Einführung der Negativzinsen durch die 
SNB im Jahr 2015 – in grösserem Umfang einzelne Woh-
nungen von Privaten als Anlageobjekte erstanden und 
weitervermietet. Diese könnten oftmals ein Klumpenrisi-
ko für deren Eigentümer darstellen. Der insgesamt hohe 
Verschuldungsgrad der schweizerischen Haushalte könnte 
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Zielsetzung

Aufgrund der bereits seit längerem andauernden Tiefzins-
phase und der Tatsache, dass sich die Akteure daran ge-
wöhnen könnten, sollten die Auswirkungen einer früher 
oder später wahrscheinlich eintreffenden Zinserhöhung 
– oder einer weiteren Zinssenkung – untersucht und allfäl-
liger Handlungsbedarf für die verschiedenen Marktakteure 
abgeleitet werden. Wichtig ist dabei eine Abgrenzung zu 
Abklärungen, welche durch SNB und FINMA durchgeführt 
werden. Zudem sind generelle Überlegungen zu den Aus-
wirkungen einer Zinsänderung oder Änderungen in der 
Kreditvergabepolitik auf den Wohnungsmarkt resp. zur 
Entwicklung von Miet- und Wohneigentumsmarkt vorzu-
nehmen.

Näher beleuchtet werden sollten ebenfalls die Wir-
kungen diverser sektoralpolitischer Regulierungen auf den 
Wohnungsmarkt. Ein spezifisches Augenmerk ist dabei 
den Bestrebungen einer Siedlungsentwicklung nach innen 
und den daraus entstehenden Kosten zu schenken. Eben-
falls könnten marktrelevante Aspekte der Umsetzung einer 
hohen Baukultur und Energieeffizienz im Wohnungsmarkt 
untersucht werden.

Im Eigentumsmarkt sind vor allem die Kenntnisse 
beim Stockwerkeigentum zu vertiefen. Eine weitere of-
fene Frage betrifft die Kleinteiligkeit des Besitzes und 
dessen Wirkungen für Erneuerungs-, Verdichtungs- oder 
Raumentwicklungsfragen. Generell dürfte der Zugang zu 
Wohneigentum aus finanziellen Gründen nicht einfacher 
werden. Es stellt sich die Frage, wie ein solcher den Haus-
halten junger Familien besser ermöglicht werden könnte 
und welche Instrumente dafür in Frage kämen. Dabei sind 
auch Zielkonflikte aufzuzeigen und entsprechende Mini-
mierungsüberlegungen anzustellen. Auch ein Vergleich 
mit im Ausland umgesetzten Instrumenten könnte hilf-
reich sein.

Eine grundlegende Überarbeitung des Mietrechts 
wurde in der Sommersession 2019 vom Nationalrat abge-
lehnt. Infolge der grossen Zahl an hängigen parlamenta-
rischen Initiativen dürften dennoch diverse Abklärungen 
vorzunehmen sein.

Das neue System der Volkszählung hat sich eingespielt 
und bietet noch nicht ausgeschöpfte Möglichkeiten für 
eine Verbesserung der Datengrundlagen. Durch die Ein-
führung von einheitlichen Identifikatoren in verschiedenen 
Statistiken ergeben sich neue Potenziale für Auswertun-
gen auf regionaler Stufe, für verschiedene Haushaltszu-
sammensetzungen oder nach Bevölkerungssegmenten. 
Ein wichtiger Fortschritt dürfte sich aus der möglichen 
Verknüpfung von Wohnungsmarkt- und Steuerdaten er-
geben. Einige der in den letzten Jahren durchgeführten 
Studien könnten so entscheidend erweitert werden und ei-
nen grossen Erkenntnisgewinn generieren. Generell sollen 
die Entscheidungsgrundlagen regelmässig zur Verfügung 
gestellt und laufend verbessert werden. Diesem Anliegen 
dient auch der seit 2010 jährlich veröffentlichte Monitor, 
der auf die Auswirkungen der Immigration auf den Woh-
nungsmarkt fokussiert.
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Thema 2: Gute Wohnverhältnisse für 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen

Herausforderung

Bei anhaltender Knappheit von günstigem Wohnraum in 
den wirtschaftlich dynamischen Landesteilen und an gut 
erschlossenen Wohnlagen bleibt die Wohnungsversorgung 
für schwächere Marktteilnehmer eine grosse Herausforde-
rung. Geringverdiener, Haushalte und Einzelpersonen in 
prekären Lebensverhältnissen, mit Migrationshintergrund 
oder anderen unvorteilhaften Voraussetzungen sind auf 
dem Markt benachteiligt. Sie haben angesichts der star-
ken Konkurrenz durch besser situierte Bewerbende häufig 
wenig Chancen, zu einer ihren Lebensumständen ange-
passten Wohnung zu kommen.

Der Anteil der armutsbetroffenen oder -gefährdeten 
Haushalte und Einzelpersonen befindet sich in den letzten 
Jahren wieder im Anstieg. Es ist deshalb besonders wich-
tig dafür zu sorgen, dass für diese Menschen Wohnungen 
zu tragbaren Kosten in genügendem Ausmass vorhanden 
sind. Würdevolle Lebensverhältnisse sind eine grundlegen-
de Voraussetzung für gesellschaftliche Integration. Die 
Verfügbarkeit von sowohl preisgünstigem als auch bedürf-
nisgerechtem Wohnraum – nicht nur für Armutsbetroffe-
ne, sondern auch für den unteren Mittelstand, beispiels-
weise Berufstätige in Tieflohnkategorien, Alleinerziehende 
oder Rentner – bleibt ein prioritäres Anliegen. Dabei muss 
die Erschwinglichkeit immer unter dem Blickwinkel von 
Kosten und Nutzen beurteilt werden. Ein unpassendes, zu 
teures Wohnangebot kann im Extremfall zu Wohnungs-
losigkeit führen. Die Wohnungslosigkeit oder drohender 
Wohnungsverlust wurden im Rahmen des nationalen Pro-
gramms gegen Armut als bisher kaum quantifizierbares, 
aber gravierendes Problem erkannt. In der Schweiz fehlen 
zurzeit Erhebungen zur Obdachlosigkeit und den Grauzo-
nen des ungesicherten Wohnens; es existiert einzig eine 
Pilotuntersuchung zum Raum Basel. Die Bekämpfung von 
Obdachlosigkeit und Risiken in Zusammenhang mit Woh-
nungsverlust wirft ganz allgemein die Frage der öffentli-
chen Unterstützung oder einer Angebotserweiterung im 
tiefpreisigen Segment auf. Bei den finanziellen Hilfen wer-
den in letzter Zeit wieder verstärkt die Vorteile von Subjekt- 
gegenüber Objekthilfen diskutiert.

Die eingeforderte Entwicklung nach innen dürfte das 
Wohnraumangebot zwar ausdehnen, aber nicht auto-
matisch besser zugänglich machen. Aufgrund steigender 
Bodenpreise, auch wegen ökologischen und verkehrstech-
nischen Massnahmen, dürften sich in solchen Transforma-
tionsgebieten die Preise erhöhen. Es entstehen häufig teu-
rere Ersatzbauten oder hochpreisige Aufstockungen, die 
sich an eine neue, zahlungskräftige Nachfrage richten. 

Auch umweltpolitische Ziele fokussieren stark auf 
Wohngebäude und häufig auf die Interessen der Eigentü-
mer und Investoren. Die Sozialverträglichkeit von entspre-
chenden Massnahmen, gerade in Hinsicht auf die schwä-
cheren Marktteilnehmer, wird noch wenig thematisiert. 
Ökologische Verbesserungen können für diese Gruppen 

zu zusätzlichen Benachteiligungen führen, zurzeit ohne 
die Möglichkeit deren Konsequenzen abfedern zu können. 
Die Herausforderung besteht darin, die Anpassung der 
Wohnbauten an die Anforderungen des Klimawandels – 
übrigens häufig an komfortverbessernde Sanierungen ge-
koppelt – so auszugestalten, dass sie auch den prekären 
Lebensumständen gerecht wird und statt zu Ausschluss zu 
Teilhabe führt.

Der demografische Wandel, namentlich die Alterung 
und Individualisierung der Bevölkerung, werden den Woh-
nungsmarkt, in der Miete und im Wohneigentum, zuneh-
mend prägen. Es wird mehr Rentnerhaushalte geben, die 
sich mit einem geschmälerten Einkommen arrangieren 
müssen. Viele Haushalte mit Wohneigentum sehen sich 
mit dem Wandel ihrer Wohnbedürfnisse oder mit der Fra-
ge der nachhaltigen finanziellen Sicherung konfrontiert. 
Zudem wird die Verkleinerung der Haushalte deren Zahl 
weiter ansteigen lassen, woraus neue Bedürfnisse erwach-
sen. Neuartige, kostengünstige Formen des Zusammenle-
bens sowie kleinflächige, insbesondere auch altersgerecht 
ausgestattete und in einem passenden Umfeld gelegene 
Wohnungen dürften vermehrt nachgefragt werden. Da-
bei kommt dem selbstbestimmten Wohnen in der eige-
nen Wohnung eine immer wichtigere Bedeutung zu, nicht 
nur zum Wohl der älteren Generationen, sondern auch zur 
Minderung der von der Gesellschaft zu tragenden Ausga-
ben für Pflege und Betreuung.
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Zielsetzung

Der Wohnungsmarkt sieht sich mit zunehmenden raum- 
und umweltpolitischen Ansprüchen konfrontiert und steht 
gebietsweise zusätzlich durch eine konzentrierte Nachfra-
ge unter Druck. In diesem Themenschwerpunkt soll unter-
sucht werden, wie sich diese Entwicklung auf die schwä-
cheren Marktteilnehmer auswirkt und wie deren negativen 
Folgen verhindert oder vermindert werden könnten. 

Gut erschlossene Wohnorte sind für Geringverdie-
ner und andere auf dem Markt benachteiligte Gruppen 
von besonderer Bedeutung, da sie gute Voraussetzungen 
bieten betreffend Arbeitsmarkt, Versorgung sowie Betreu-
ungsmöglichkeiten und so die gesellschaftliche Teilhabe 
erleichtern. Es fehlen jedoch vertiefte Erkenntnisse unter 
anderem zu Wohnkosten, Wohnkostenbelastung oder ver-
fügbarer Wohnfläche an beliebten Wohnlagen, zur dorti-
gen Angebotsentwicklung im preisgünstigen Segment so-
wie zu Ursachen und Wirkungen des vermuteten Verlustes 
niederpreisiger Angebote.

Weiter gilt es Wege aufzuzeigen, wie der Gebäude- 
und Wohnungsbestand sozialverträglich an die Erforder-
nisse des Klima- und Umweltschutzes angepasst werden 
und wie die geforderte Innenentwicklung mit der breiten 
Zugänglichkeit von Wohnraum einhergehen kann. Gene-
rell ist zu untersuchen, in welchem Ausmass der Wett-
bewerb um Wohnraum die schwachen Marktteilnehmer 
vom regulären Wohnungsmarkt ausschliesst und welche 
Gegenmassnahmen bei Bedarf ergriffen werden könnten. 
Im Vordergrund stehen dabei Überlegungen zu einer ziel-
gerichteten Subjekthilfe, wobei die mit diesem Instrument 
verschiedenen Orts gemachten Erfahrungen ausgewertet 
werden sollten. 

Ein besonderes Augenmerk sollte den Auswirkungen 
von umweltpolitischen Bestrebungen, von Massnahmen 
der Verkehrsberuhigung, Lärmbekämpfung und Erhaltung 
der Biodiversität auf die unterschiedlichen Bewohnergrup-
pen in Aufwertungsquartieren haben. Im Zuge der Innen-
entwicklung sind innovative und konstruktive Lösungen 
im Umgang mit Lärmschutzanforderungen gefragt. Ganz 
allgemein sind Überlegungen anzustellen, wie bei der Be-
wältigung der anstehenden Herausforderungen mit Bezug 
zum Wohnen – Energiepolitik, Wohnen im Alter, Klima-
wandel – die Interessen und der Anspruch auf eine faire 
Teilhabe von wirtschaftlich und sozial schlechter gestellten 
Bevölkerungsgruppen gebührend einfliessen können.

Gestützt auf die Ergebnisse des nationalen Programms 
gegen Armut sind ferner die Überlegungen voranzutrei-
ben, mit welchen Angeboten und Massnahmen, baulicher 
und organisatorischer Natur dem Wohnungsverlust vorge-
beugt oder rückgängig gemacht werden kann.

Da ein weiterer Zuwachs an Haushalten mit kleinem 
Einkommen oder in prekären Lebenslagen zu erwarten ist 
und die Reduktion des Wohnflächenverbrauchs ein wich-
tiges Ziel bleibt, interessieren geeignete Unterbringungs- 
und Wohnformen, die Anklang finden bei alten oder 
jungen Kleinhaushalten, aber auch bei Menschen, die auf 
Preisgünstigkeit angewiesen oder an Suffizienz interessiert 
sind. Entsprechende Lösungen und Konzepte sind sowohl 

in attraktiven städtischen Räumen als auch in den beson-
ders von der Alterung betroffenen ländlichen Regionen ge-
fragt. Gesucht sind neue Strategien und Vorgehensweisen, 
um zusätzlichen erschwinglichen Wohnraum zu schaffen, 
sei es über Neubauten oder Umwandlung des Bestandes. 
Zu entwickeln sind bspw. partizipative, nutzerorientierten 
Prozesse, neuartige Kooperationen bei Planung und Rea-
lisierung, angepasste, kompakte Grundrisse oder kosten-
günstige, niederschwellige Bauweisen entlang einfacheren 
Standards.
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Thema 3: Anpassung des Gebäude- und 
Wohnungsbestandes an veränderte 
Bedürfnisse

Herausforderung

Mit der Abnahme der neu bebaubaren Flächen – zum 
Schutze der Landschaft und des Kulturlandes – rücken 
die bestehenden Wohngebäude vermehrt in den Fo-
kus. Zentral ist dabei die Herausforderung, den Gebäu-
de- und Wohnungsbestand sowohl an die aktuellen und 
künftigen gesellschaftlichen Bedürfnisse als auch an die 
ökologischen Erfordernisse anzupassen und dabei seine 
baukulturellen Qualitäten zu erhalten. Fast zwei Drittel 
der Gebäude mit Wohnnutzung wurden vor 1980 gebaut, 
unter im Vergleich zu heute anderen wirtschaftlichen, ge-
sellschaftlichen und ökologischen Voraussetzungen. Die 
Gebäude- und Wohnungsbesitzer stehen vor der Aufgabe, 
die Bestandeswohnungen so zu gestalten, dass diese die 
Ansprüche betreffend Umweltverträglichkeit, Kompatibili-
tät gegenüber den bestehenden baulichen Qualitäten und 
Wohnpräferenzen erfüllen und sich wirtschaftlich rechnen. 
Die Gruppe der alten Menschen wird grösser, aber auch 
heterogener in ihren Bedürfnissen: «Junge», autonom 
lebende und sehr mobile Pensionierte stehen Menschen 
der vierten Generation gegenüber, welche die Nähe zu 
verschiedenen Dienstleistungen sowie zur Familie suchen. 
Von letzteren werden Wohnungen nachgefragt, in denen 
sie ihren Lebensabend zu tragbaren Bedingungen, im ge-
wohnten Umfeld und möglichst autonom und barrierefrei 
verbringen können. Ein grosser Anteil der Bestandeswoh-
nungen ist aber auf traditionelle Familienhaushalte ausge-
richtet. Demgegenüber orientiert sich die Nachfrage ver-
mehrt entlang neuartiger, von Individualismus geprägten 
Werten sowie flexibler Nutzungsmöglichkeiten.

Neue Lebensstile können einen erhöhten Wohnflä-
chenkonsum zur Folge haben und damit im Widerspruch 
zu einem ressourcenschonenden Wohnen und einer klima-
verträglichen Lebensweise stehen. Aus Umweltsicht uner-
wünschte Entwicklungen liessen sich verhindern oder ver-
mindern, wenn dieser Trend im Bestand befriedigt werden 
könnte. Dies stellt Investoren und Eigentümer vor grosse 
Herausforderungen, denn es liegt im gesamtgesellschaft-
lichen Interesse, dass der Anspruch auf Wirtschaftlichkeit 
im Rahmen der Erschwinglichkeit und der baukulturellen 
Kontinuität erfüllt wird. Zu ihrer Unterstützung gilt es be-
stehende, vom Bund mitgetragene Instrumente wie 2000 
Watt Areale, den Standard nachhaltiges Bauen Schweiz 
(SNBS), den Gebäudeenergieausweis der Kantone (GEAK), 
MINERGIE-eco, die auf ein nachhaltiges Bauen und Planen 
von Gebäuden abzielen, gerade auch in Anbetracht dieser 
vielfältigen Ansprüche weiterzuentwickeln.

Je nach Marktsituation und Besitzverhältnissen be-
stehen unterschiedliche Anforderungen an die Anpassung 
und Modernisierung des Wohnungsbestands. In einem 
nachfrageschwachen «Mietermarkt» kann der Kosten-
druck so gross sein, dass eine Erneuerung der Bausubstanz 
– mit dem Ziel, sie umweltverträglicher zu machen oder 

vorhandenen Leerständen zu begegnen – kaum in Betracht 
kommt. In nachfragestarken Gebieten hingegen, wo sich 
eine «Umrüstung» im Bestand rechnet, bestehen andere 
Hemmnisse. Dort können der Umgang und die Kommu-
nikation mit der Bewohnerschaft und die Bündelung aller 
Interessen über die Liegenschaft hinaus, beispielsweise 
zur Realisierung einer Eigenverbrauchsgemeinschaft, auf-
wändig und abschreckend wirken. Auch Erneuerungen 
im Stockwerkeigentum gestalten sich weiterhin äusserst 
komplex. 

Zudem gehen mit der Innenentwicklung neue Anfor-
derungen einher, beispielsweise betreffend Lärmschutz, 
welche kostentreibend wirken und die Gesamtrechnung 
einer Liegenschaft zusätzlich belasten. Es ist deshalb na-
heliegend, aber aus Sicht der Wohnungsversorgung nicht 
unproblematisch, dass Eigentümer im Umgang mit ihrem 
Bestand weniger auf eine sorgfältige Weiterentwicklung 
von vorhandenen Qualitäten setzen, dafür sich entweder 
für einen Ersatzbau oder aber für eine umfassende Sanie-
rung mit Leerkündigung entscheiden und mit der Neu-
vermietung das Angebot in einem höheren Preissegment 
positionieren. 

Es stellt sich somit die Frage nach Rahmenbedin-
gungen und Instrumenten – bestehende oder neu zu 
entwickelnde –, welche marktgerechte und gleichzeitig 
gesellschaftsverträgliche und baukulturell kompatible Er-
neuerungen des Bestandes fördern und einer nachhaltigen 
Effizienz zuträglich sind.
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Zielsetzung

Mit einer umfassenden und gleichzeitig differenzierten Be-
trachtungsweise ist in einem ersten Schritt zu analysieren, 
welche Massnahmen und Prozesse für eine nachhaltige, 
also auch sozialverträgliche und wirtschaftlich tragbare 
Entwicklung unter Berücksichtigung der baukulturellen 
Qualitäten des Gebäudebestands zweckmässig wären. 
Hilfreich wäre z. B. eine Zusammenstellung und Evalua-
tion möglicher Massnahmen und Instrumente. Zudem ist 
zu untersuchen, welche Möglichkeiten öffentliche Körper-
schaften haben, gemäss ihren übergeordneten Entwick-
lungszielen die Eigentümer bei der Weiterentwicklung 
ihrer Liegenschaften zu unterstützen. Mit welchen finanzi-
ellen oder organisatorischen Massnahmen könnten sie die 
Angebotsentwicklung lenken, damit beispielsweise die Be-
dürfnisse der verschiedenen Gruppen von alten Menschen 
abgedeckt werden oder ein guter Bewohnermix erhalten 
wird respektive zustande kommt? Oder welche Rahmen-
bedingungen helfen das Erscheinungsbild alter Liegen-
schaften im Sinne der Ortsbildpflege zu verbessern und 
baukulturelle Aspekte zu beachten.

Gebäude im Stockwerkeigentum kommen in naher 
Zukunft in gehäufter Zahl in eine Phase, in welcher Re-
novationen nötig und auch vermehrte Wechsel innerhalb 
der Eigentümerschaft erfolgen werden. Somit sollten die 
Kenntnisse über die Gebäudebiografien verbessert wer-
den.

Der Umgang mit dem Bestand wird durch den jewei-
ligen regionalen Kontext und namentlich die Marktlage 
bestimmt. Worauf ist in einem angespannten Markt, mit 
Druck auf Verdichtung, zu achten und worauf in einem 
«Mietermarkt» mit hohen Leerständen und Konkurrenzie-
rung durch Neubauten? Sind erwünschte Anpassungen in 
nachfrageschwachen Gebieten überhaupt möglich? Von 
besonderem Interesse sind Strategien und Prozesse für 
«sanfte», bedarfsgerechte und langfristig ressourcenscho-
nende Transformationen von älteren Wohngebieten, wel-
che die bestehende Baukultur beachten und die gewach-
senen sozialen Netze stärken. In diesem Zusammenhang 
stellt sich auch die Frage, welche konstruktive Rolle die Be-
wohnerschaft im Anpassungsprozess einnehmen könnte. 
Unter welchen Bedingungen könnten Mietende allenfalls 
gewisse kleinere Anpassungen innerhalb ihres Wohnraums 
selber vornehmen? Oder kann anstelle einer Anpassung 
der Bausubstanz eine bessere Übereinstimmung von An-
gebot und Nachfrage über einen Nutzungswandel erreicht 
werden bspw. über flexible Abtausche (Sharing) oder über 
eine von den Nutzenden selbst organisierten Wohnungs-
tausch (Umzüge)? Was wären die Voraussetzungen dazu?

Die bisher tiefen Energiepreise bieten wenig Anreiz, 
Gebäude nach ökologischen Anforderungen umzurüsten. 
Der direkte Nutzen energetischer Sanierungen ist weder 
für die Eigentümer noch die Bewohnerschaft offensicht-
lich. Gibt es einfache Möglichkeiten zur Eruierung und Ver-
anschaulichung der Wirtschaftlichkeit? Oft wird bei diesen 
Anpassungen auf die kostentreibende Technik gesetzt. Ge-
rade im Kontext des Klimawandels und dem vermehrten 
Einsatz von energiefressenden Raumkühlungssystemen 

könnten preiswertere Low-Tech Lösungen eine attraktive 
Alternative darstellen. Wie könnten solche Ansätze ausse-
hen und wie ist ihre Akzeptanz bei den Eigentümern und 
der Bewohnerschaft?

Die Weiterentwicklung des Bestandes gelingt oft 
besser mit Blick auf die anliegenden Parzellen. Im Wissen 
um die Absichten und Interessen der anderen Eigentümer 
könnten sich andere Lösungen und – bei Innenentwick-
lungen – bisher unerkannte Ausschöpfungspotenziale 
erschliessen. Solche Vorgehensweisen sind noch wenig 
Usanz, sei es seitens der Investoren oder der Planungsbe-
hörden. Hier wäre Wissen hilfreich betreffend der in sol-
chen Prozessen zu berücksichtigenden Anspruchsgruppen 
und weiteren ihrem Gelingen förderlichen Voraussetzun-
gen. 

Diese Fragestellung, auch im Kontext des Umgangs 
mit der Baukultur, hat eine besondere Relevanz für die in 
der Schweiz weitverbreiteten und in die Jahre gekomme-
nen Einfamilienhausquartiere. Solche Wohngebiete sind 
bei der Bevölkerung weiterhin sehr beliebt, weisen aber 
meistens eine geringe Bebauungs- und Nutzungsdichte 
auf. Gestützt auf bereits bestehende Untersuchungen sind 
Überlegungen gefragt, wie Eigentümer und Gemeinden 
in unterschiedlichen Ausgangslagen bei der Ausnützung 
von Innenentwicklungspotenzialen noch besser unter-
stützt werden könnten und wie bauliche Qualität bei die-
sen Bedingungen gesichert werden kann. Nachgegangen 
sollte auch möglichen Formen der Finanzierung für Eigen-
tümer im Pensionsalter, so Übergangsfinanzierungen für 
diese Zielgruppe. Ein beträchtliches Entwicklungspotenzial 
scheint ausserdem auch in Wohnsiedlungen aus den 60er- 
bis 80er-Jahren zu schlummern. Hier wäre wertvoll, über 
diesbezügliche Erkenntnisse zu verfügen und zu erfahren, 
wie dieses Potenzial zu mobilisieren wäre. 
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Thema 4: Attraktive Gebiete dank 
ausgewogenen Wohnungsmärkten

Herausforderung

Die Wohnortattraktivität ist in der Schweiz je nach Ge-
biet sehr unterschiedlich. Im urbanen und suburbanen 
Raum nimmt die Bevölkerung seit fast zwei Jahrzehnten 
zu, während periphere Gebiete unter der Abwanderung 
leiden. In diesen Gebieten und hier vor allem in ländlichen 
Räumen und in Berggebieten, die weniger gut erreichbar 
und an den Verkehr angebunden sind, bringt der Bevöl-
kerungsrückgang gleich mehrere Schwierigkeiten mit sich: 
besonders ausgeprägte Bevölkerungsalterung, Abbau 
von öffentlichen Dienstleistungen, vernachlässigter Woh-
nungsbestand. Dazu kommen immer häufiger Naturgefah-
ren infolge des Klimawandels.

In den Agglomerationen hat der Bevölkerungszu-
wachs zu einer vermehrten Anspannung des Wohnungs-
markts und stark gestiegenen Preisen geführt, was für 
einen Teil der Bevölkerung eine unbefriedigende Wohn-
situation zur Folge hat. Die soziodemografischen Ungleich-
heiten zwischen den Gemeinden haben sich verschärft 
und gewisse Quartiere weisen eine Häufung von Defiziten 
auf. Hier besteht die Herausforderung darin, einerseits in 
der gesamten Agglomeration ein attraktives und qualitativ 
gutes Wohnangebot für alle Einkommensklassen zu schaf-
fen und andererseits Wege zu finden, um die Defizite der 
weniger begehrten Gebiete durch eine Verbesserung der 
Wohnbedingungen, die Entwicklung von Dienstleistungen 
und die Minderung von Umweltbelastungen auszuglei-
chen oder abzuschwächen.

Die Attraktivität eines Gebiets kann sich im Laufe der 
Zeit auch verändern. Zudem dürften die künftigen Ent-
wicklungen für die lokalen und regionalen Behörden noch 
mehr Herausforderungen bereithalten, sowohl in den 
Städten als auch auf dem Land. So erlaubt einerseits die 
seit ein paar Jahren am Immobilienmarkt beobachtete Ent-
spannung mehr Haushalten, günstigeren Wohnraum in der 
Nähe von städtischen Zentren zu finden. Das kann auch 
das Wachstum in entfernteren und ländlichen Regionen 
beeinträchtigen.

Andererseits wird sich die Alltagsmobilität mit dem 
Aufkommen autonom fahrender, elektrischer oder ge-
meinsam genutzter Fahrzeuge in den kommenden Jahren 
sehr stark verändern, womit sich die mit gewissen Reisen 
verbundenen Unannehmlichkeiten und auch die Reise-
kosten potenziell verringern werden. Gleichzeitig mit dem 
in der Arbeitswelt festgestellten Wandel (Homeoffice, 
Co-Working etc.) dürften sich auch bei der Alltagsmobi-
lität und beim Wohnen die Verhaltensweisen verändern 
(Pendeln über grosse Distanzen, Multilokalität etc.). Folg-
lich könnten gewisse Regionen, die beispielsweise land-
schaftlich oder klimatisch besonders attraktiv sind, sich mit 
einer steigenden Nachfrage konfrontiert sehen und diese 
neuen Entwicklungsmöglichkeiten auch nutzen wollen. 
Dabei muss jedoch dem Risiko der Zersiedelung Rechnung 
getragen werden.

An den Orten mit der grössten Nachfrage wird die 
Bewältigung des in den kommenden Jahren zu erwarten-
den Bevölkerungswachstum zu einer Herausforderung. In 
diesem Zusammenhang wirft die von der Raumplanung 
gesetzlich angestrebte Innenentwicklung Fragen auf, und 
zwar in verschiedener Hinsicht: bezüglich ihrer Auswir-
kungen auf die Wohnkosten, des diesbezüglichen Wi-
derstands aus der Bevölkerung und ihrer Folgen für die 
Resilienz des städtischen Raums. Vor diesem Hintergrund 
muss die Entwicklung qualitativ hochwertig sein, damit die 
Lebensbedingungen sowie die Akzeptanz gegenüber Ver-
änderungen und Neuerungen verbessert werden. Es gilt 
einerseits die Verdichtung zu begünstigen, mit dem Ziel 
in den stark nachgefragten Gebieten mehr Wohnraum zu 
schaffen, und andererseits dessen Erschwinglichkeit zu ge-
währleisten sowie die Siedlungen stärker an den Klima-
wandel und dessen Auswirkungen (Wärmeinseln, extreme 
Wetterereignisse) anzupassen.
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Zielsetzung

Auf regionaler Ebene müssen das zunehmende Gefälle 
zwischen den Regionen mit Wohnungsknappheit und sol-
chen mit Angebotsüberhang sowie die mit diesem Phä-
nomen einhergehenden Risiken und mögliche Lösungsan-
sätze analysiert werden. Dabei sollte die öffentliche Hand 
insbesondere den Auswirkungen der Entspannung auf 
dem Mietwohnungsmarkt und der daraus resultierenden 
breiteren Wohnsitzauswahl für die Haushalte Beachtung 
schenken. Angebotsseitig wird hier auch eine Rolle spielen, 
dass Wohnungen tendenziell in Gebieten gebaut werden, 
wo Boden verfügbar ist, aber nicht unbedingt eine grosse 
Nachfrage besteht.

Für Behörden, die eine diversifizierte Bevölkerungszu-
sammensetzung fördern wollen, die das ordnungsgemäs-
se Funktionieren der Gemeinschaft und der lokalen Wirt-
schaft gewährleisten kann, sollen neue Ansätze entwickelt 
werden. Hier sollen vor allem die Gebiete betrachtet wer-
den, die sowohl Tourismusdestinationen als auch Seiten-
täler umfassen. In diesen Regionen muss dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass der Wohnungsmarkt 
aus sehr unterschiedlichen Segmenten besteht − Erst- und 
Zweitwohnungen, Neu- und Altbauten, hochpreisige und 
kostengünstige Wohnungen −, die sich teilweise konkur-
renzieren.

Mit Blick auf die Mobilität soll untersucht werden, 
wo angesichts der erwarteten Entwicklungen künftig 
Nachfrage nach Wohnraum bestehen wird und wie das 
Wohnungsangebot angepasst werden muss. Dabei ist 
der Frage genauer nachzugehen, welche Rolle die ver-
schiedenen Akteure bei der Lancierung, Finanzierung und 
Bewirtschaftung geeigneter Angebote spielen. Das Phä-
nomen der Multilokalität, das sich immer stärker ausbrei-
tet, könnte ebenfalls beleuchtet werden. Vor allem des-
sen Auswirkungen auf den Wohnflächenverbrauch sind 
noch kaum bekannt und bei gewissen lokalen Behörden 
besteht ein Interesse mehr über die Art der Wohnungen 
und Dienstleistungen zu erfahren, aus welchen ein Vorteil 
entstehen kann. Eine weitere Form der temporären Nut-
zung von Wohnraum, die mit den Online-Beherbergungs-
plattformen wie Airbnb zusammenhängt, wirft ebenfalls 
zahlreiche Fragen auf. Hier gilt es insbesondere herauszu-
finden, welche Handlungsmöglichkeiten für die Kantone 
und Gemeinden bestehen, die in diesem Zusammenhang 
unerwünschte Auswirkungen auf die Wohnsituation der 
einheimischen Bevölkerung feststellen und die nach wie 
vor die Attraktivität ihres Gebietes erhalten möchten.

Im urbanen Raum sollen vor allem die Mechanismen 
der Verdichtung und der (ethnischen, sozialen bzw. wirt-
schaftlichen) Segregation sowie ihr Zusammenhang mit 
den Wohnkosten untersucht werden. Zudem sollen zuhan-
den der Kommunen innovative Ansätze für die Stadtent-
wicklungspolitik erarbeitet werden. Spezielles Augenmerk 
wird auf Strategien zur Siedlungsentwicklung gerichtet, 
die gleichzeitig die soziale Integration fördern und räum-
liche Ungleichheiten zwischen Gemeinden oder Quartie-
ren mindern. Die Agglomerationspolitik des Bundes liefert 
einen geeigneten Rahmen, um diese Herausforderungen 

anzugehen. So könnte insbesondere die Notwendigkeit 
zur Stärkung benachteiligter Gebiete fester Bestandteil bei 
der Entwicklung der Plattform Netzwerk Lebendige Quar-
tiere und im Programm «Zusammenhalt in Quartieren» 
werden, die darauf ausgelegt sind, Städte und Gemein-
den zu unterstützen, in denen sich gewisse Wohngebiete 
negativ entwickeln.

Um die Lebensqualität und die Attraktivität des urba-
nen Raums für die Bewohnerinnen und Bewohner zu er-
halten, muss zwingend auch eine Anpassung an den Kli-
mawandel erfolgen. Da infolge der Siedlungsverdichtung 
immer mehr Freiräume zu verschwinden drohen, muss ge-
prüft werden, wie im Stadtraum die Präsenz von Pflanzen 
und Bäumen erhöht und wie sich der Gebrauchswert der 
Aussenräume steigern lässt. Es müssen Instrumente er-
arbeitet und umgesetzt werden, die die Eigentümerschaft 
auf Stufe Agglomeration, Gemeinde, Quartier, Parzelle wie 
auch Gebäude miteinbeziehen. Das BWO soll in diesem 
Bereich namentlich Erkenntnisse und Erfahrungen zusam-
mentragen und diese gezielt in Wert setzen.
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Thema 5: Wohnungspolitik, innovativ 
und stufengerecht umgesetzt: 
experimentieren, umsetzen, lernen

Herausforderung

Die Umsetzung der Wohnungspolitik findet in einem kom-
plexen Umfeld statt. Sie liegt in der Hand zahlreicher Ak-
teure. Sie ist eine Gemeinschaftsaufgabe der drei Staats-
ebenen, die nach dem Subsidiaritätsprinzip ausgeführt 
wird, und muss die privaten Akteure miteinbeziehen. Dies 
bedeutet einerseits, dass Kantone und Gemeinden beson-
ders gefordert sind. Diese sind näher bei den Problemen, 
wissen, was zu tun ist und haben hohe Kompetenzen beim 
Planen und Bauen. Andererseits ist es wichtig, die auf der 
einen oder anderen Ebene geplanten oder eingeleiteten 
Aktivitäten zu koordinieren. Die Rollenverteilung, aber 
auch die «kleinteiligen» Massstäbe der Umsetzung führen 
zu sehr unterschiedlichen wohnungspolitischen Ansätzen, 
die jedoch häufig über die Anwendungsperimeter hinaus 
und in ihrer Wirkung wenig bekannt sind.

Die Wohnungspolitik ist aber auch ein Querschnitts-
thema, das auf allen Ebenen in einem starken Bezug steht 
zu Raumplanung, Sozial- und Gesundheitspolitik, Regio-
nalentwicklung, Kulturpolitik und Ortsmarketing sowie zur 
Verkehrs-, Umwelt-, Energie- und Finanzpolitik. In diesen 
Politikbereichen werden häufig Massnahmen eingeleitet, 
ohne dass die Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt 
und die Wohnungsversorgung «mitgedacht» werden. Es 
braucht deshalb eine Sensibilisierung der angrenzenden 
Bereiche und je nach Situation eine bessere Verankerung 
wohnungspolitscher Anliegen innerhalb der Verwaltung. 
Regulierungsfolgeabschätzungen könnten allenfalls hilf-
reich sein. Eine stärkere Vernetzung und Zusammenarbeit 
muss gefördert werden.

Die Tendenz zu räumlich immer stärker ausdifferen-
zierten Wohnungsmärkten sowie nicht klar erkennbare 
Marktperspektiven hemmen das weitsichtige Handeln. 
Dieser Sachverhalt stellt hohe Ansprüche an die Politik 
und die Akteure der Wohnungswirtschaft, die darauf an-
gewiesen sind, rasch auf veränderte wirtschaftliche oder 
demografische Rahmenbedingungen reagieren zu können, 
ohne dabei die sozialen und ökologischen Anliegen aus 
den Augen zu verlieren. Sie müssen offen sein für neue 
Formen der Prozessgestaltung und für Experimente im 
konzeptionellen, organisatorischen oder ökonomischen 
Bereich. Häufig wirken die mit neuen Wegen verbunde-
nen Risiken und Kosten jedoch abschreckend, nicht zuletzt, 
weil Erfahrungswerte fehlen oder nicht bekannt sind.

Zielsetzung

Die Förderung vorbildlicher Projekte mit innovativem und 
nachhaltigem Charakter ist ein Auftrag des Wohnraum-
förderungsgesetzes. Unter neuen Rahmenbedingungen 
unterstützt das BWO seit 2019 mit seinen Referenzprojek-
ten im Wohnungswesen Vorhaben, die das Wohnraum-
angebot auf aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen 
ausrichten, bekannte Probleme und Fragestellungen neu-
artigen, erfolgsversprechenden Lösungen zuführen oder 
bei der unmittelbaren Realisierung von Wohnraum mit 
massgebenden Fortschritten in Bezug auf bauliche Qua-
lität, Gebrauchswert sowie Standortqualität verbunden 
sind. Als innovative Projekte erschliessen sie mit bisher un-
üblichen Ansätzen und Vorgehensweisen neue Horizonte 
und erweitern die Handlungsspielräume im Bereich Woh-
nen und angrenzenden Themenfeldern. Im Vordergrund 
steht das Sichtbarmachen von Lern- oder Denkprozessen, 
aber auch von Voraussetzungen für eine erfolgreiche Um-
setzung sowie von Bedingungen für die Übertragbarkeit 
in andere Gebiete. 

Die unterstützten Projekte werden durch das BWO 
und, wenn zweckmässig, in Zusammenarbeit mit anderen 
Ämtern, Gremien oder Organisationen begleitet und do-
kumentiert. Gerade wegen ihrer anwendungsorientierten 
Ausrichtung wird Wert gelegt auf eine abschliessende Bi-
lanz zuhanden der Projektträgerschaft. Die gewonnenen 
Erkenntnisse sollen in geeigneter Form aufbereitet und 
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Besonders im Fokus stehen Modellvorhaben von Ge-
meinden, Kantonen und Wohnbauträgern, die auf anste-
hende Herausforderungen in den Bereichen Klima und 
demografischer Wandel reagieren und nach neuartigen 
und massgeschneiderten Ansätzen suchen. Das BWO be-
teiligt sich an zwei entsprechenden Bundesprogrammen. 
Im Rahmen des Programms «Modellvorhaben Nachhalti-
ge Raumentwicklung» leitet es für die Periode 2020 bis 
2024 den Themenschwerpunkt «Demografischer Wandel: 
Wohn- und Lebensraum für morgen gestalten» und arbei-
tet dabei mit BAFU, ARE und BAG zusammen. Es sollen 
modellhafte Projekte unterstützt werden, die bestehende 
Herausforderungen innovativ und in einem politiküber-
greifenden Ansatz angehen und einen nachhaltigen Bei-
trag für die Sicherung oder Entwicklung von Wohn- und 
Lebensbedingungen für eine älter und heterogener wer-
dende Gesellschaft leisten. Das BWO ist ferner mit zwei 
Projekten am BAFU-Pilotprogramm zum Klimawandel be-
teiligt, bei denen klimaangepasste Bauweisen für die Zu-
kunft im Zentrum stehen.
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Umsetzung des Forschungsprogramms

Das in diesem Rahmendokument beschriebene For-
schungsprogramm ist weder eine Umsetzungsstrategie 
noch ein Ausschreibungspapier, sondern eine Absichts-
erklärung. Es umfasst Themen, an denen sich die Wohn-
forschung in den nächsten vier Jahren aus heutiger Sicht 
orientieren wird. Während der Programmphase können 
die Forschungsthemen noch Ergänzungen und Anpassun-
gen erfahren. Diese können sich aufgrund allfälliger Ver-
änderungen auf dem Wohnungsmarkt, neuer Anliegen 
im Wohnungswesen, der verfügbaren Mittel oder aus 
parlamentarischen Aufträgen ergeben. Bei den Themen-
beschreibungen handelt es sich um eine skizzenhafte Dar-
stellung der Forschungsabsichten. Sie bilden die Grund
lage für konkrete Projekte, die zu gegebener Zeit unter 
den interessierten Fachleuten ausgeschrieben werden. Im 
Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben kann das BWO 
auch direkt Aufträge an Forschende und Institutionen er-
teilen, wenn dies innerhalb der gesetzten Fristen die best-
möglichen Resultate verspricht. Darüber hinaus besteht 
auch die Möglichkeit, im Rahmen der verfügbaren finan-
ziellen Mittel Forschungsvorschläge von Dritten (Bundes-
ämtern, im Wohnungswesen tätigen Organisationen, For-
schenden etc.) zu unterstützen. Abhängig vom geplanten 
Projekt empfiehlt es sich, bei dessen Ausarbeitung bereits 
frühzeitig mit dem BWO Kontakt aufzunehmen oder das 
Projekt im Rahmen einer Partnerschaft gemeinsam zu ent-
wickeln. Die Richtlinien für die Einreichung von Gesuchen 
sind auf der Webseite des BWO verfügbar. Die unterbrei-
teten Vorschläge werden anhand eines Schemas beurteilt. 
Eine Unterstützung ist nur möglich, wenn ein allgemeines 
Interesse an zusätzlichen Erkenntnissen in den vorgeschla-
genen Bereichen besteht.

Für das Jahr 2020 beträgt der Forschungskredit des 
BWO 837 900 Franken. Gemäss Finanzplan werden jähr-
liche Beträge in der gleichen Grössenordnung auch in 
den kommenden Jahren zur Verfügung stehen. Für die 
Forschung ist der Bereich Grundlagen und Information 
zuständig. Das Forschungsmanagement stützt sich auf 
interne Verfahren und Instrumente ab, die auf den Richt-
linien zur Qualitätssicherung in der Ressortforschung des 
Bundes beruhen. Alle Projekte sind ab ihrer Lancierung in 
der öffentlich zugänglichen Datenbank ARAMIS erfasst. 
Der Jahresbericht des BWO präsentiert regelmässig die 
wichtigsten Forschungsarbeiten. Eine Übersicht über die 
im Rahmen der einzelnen Programme durchgeführten Tä-
tigkeiten findet sich im darauffolgenden Programm und 

stellt somit eine Grundlage für die Festlegung der neuen 
Forschungsthemen dar.

Bei Abschluss jeder Studie wird bestimmt, welche 
Form und Verbreitungskanäle sich am besten eignen, um 
die Ergebnisse für die interessierten Kreise optimal nutz-
bar zu machen. Der Schlussbericht wird systematisch auf 
der Webseite des BWO veröffentlicht. Je nach Bedeutung 
der Resultate werden diese − durch die Forschenden selbst 
oder durch das BWO – zusätzlich über Printprodukte und 
Artikel in Fachzeitschriften kommuniziert oder an Anlässen 
vorgestellt.
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Ausgewählte Ergebnisse des  
Forschungsprogramms 2016−2019

Das Forschungsprogramm 2016−2019 umfasste fünf The-
men:
1.	 Funktionierenden Markt bewahren;
2.	 Wohnversorgung der schwächeren Marktteilnehmer 

unterstützen;
3.	 Verdichtet bauen und Wohnraum effizient nutzen;
4.	 Energiekonsum im Wohnbereich verringern;
5.	 Wohnungspolitik innovativ und stufengerecht umset-

zen.

Das Forschungsprogramm 2016−2019 mündete in eine 
Vielzahl von Forschungsaufträgen, die in Zusammenarbeit 
mit externen Fachleuten und Institutionen umgesetzt 
wurden. Daraus konnten wichtige Erkenntnisse und Ent-
scheidungshilfen für die Politikentwicklung und für unter-
schiedliche Zielgruppen gewonnen werden. Während sich 
ein Teil dieser Arbeiten über 2019 hinaus erstreckt, wurden 
rund 30 Untersuchungen inzwischen abgeschlossen. Ihre 

Resultate sind auf der Website des BWO1 zugänglich. Die 
wichtigsten Forschungstätigkeiten und die bedeutendsten 
Ergebnisse dieser fünf Themenschwerpunkte werden im 
Folgenden zusammengefasst.

1	 Siehe www.bwo.admin.ch, Rubrik Das BWO > Publikationen > 
Forschungsberichte
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Thema 1: Funktionierenden Markt 
bewahren

Im Bestreben, umfassende und kontinuierliche Informa-
tionen zum Geschehen auf dem Wohnungsmarkt bereit-
zustellen, wurde zu diesem Thema ein halbes Dutzend 
Untersuchungen durchgeführt, die sich mit den markt-
prägenden Faktoren sowie den verschiedenen Segmen-
ten des Wohnungsmarktes auseinandersetzen. Eine der 
zwei in Zusammenarbeit mit dem Staatssekretariat für 
Wirtschaft realisierten Studien hat die Auswirkungen des 
Schweizer Mietrechts im Umfeld stark steigender An-
gebotsmieten empirisch untersucht. Das Mietrecht lässt 
Mietanpassungen in laufenden Verträgen nur unter be-
stimmten Bedingungen zu. Dies hat in den untersuchten 
Jahren (2005−2016) wegen der rückläufigen Zinsen zu sta-
gnierenden Bestandesmieten geführt. Dagegen bewirkte 
die wachsende Nachfrage nach Wohnraum einen starken 
Anstieg der Angebotsmieten. Die Studie zeigt auf, dass 
sich diese Divergenz bei den Mieten indirekt positiv auf 
den Bau sowie die Sanierung von Mietwohnungen aus-
wirkt, die Mobilität der Mieterschaft aber einschränkt. Die 
Städte sind angesichts ihres sehr hohen Mieteranteils am 
stärksten davon betroffen.

Die Entwicklung der Sharing-Economy im Zuge der Di-
gitalisierung dürfte sich ebenfalls auf den Wohnungsmarkt 
auswirken. Eine Studie zu diesem Phänomen hat fünf Sha-
ring-Ansätze im Wohnbereich identifiziert, die potenziell 
unterschiedliche Folgen für den Wohnungsmarkt zeitigen 
dürften. Es wurden zwei Szenarien erarbeitet: eines mit 
weitreichender und eines mit stark eingeschränkter Sha-
ring-Nutzung. Das Vertrauen der Bevölkerung und der 
Wirtschaft in Online-Vermittlungsplattformen wird eine 
zentrale Rolle dafür spielen, welches Szenario eintrifft. 
Gemäss der Studie ist der Handlungsspielraum der Poli-
tik zurzeit noch gross, wenn es um die Entwicklung der 
Sharing-Aktivitäten im Wohn- und Unterkunftsbereich 
geht. Auf regionaler und lokaler Ebene kann eine räumlich 
differenzierte Betrachtungsweise klären, inwiefern diese 
Thematik im jeweiligen Kontext relevant ist und wo sich 
durch dieses neue Phänomen eher Chancen und wo eher 
Risiken ergeben.

Eine andere gespannt erwartete Studie hat sich ver-
tieft mit dem Thema des gemeinnützigen Wohnens in der 
gesamten Schweiz beschäftigt. Die letzte vergleichbare 
Publikation stammte aus dem Jahr 2004 und basierte auf 
den Daten der Volkszählung 2000. Da das Volkszählungs-
system seither geändert wurde, hat das BWO mit Unter-
stützung der Dachorganisationen des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus eine neue Methode entwickelt. Die Studie 
«Gemeinnütziges Wohnen im Fokus. Ein Vergleich zu Mie-
te und Eigentum» zeigt, dass der Pro-Kopf-Wohnflächen-
verbrauch im gemeinnützigen Sektor deutlich geringer 
ausfällt als in den zwei anderen Sektoren, dass der Preis-
vorteil gemeinnütziger Wohnungen gegenüber Mietwoh-
nungen weiterhin deutlich ist und dass der Anteil der Per-
sonen mit geringen finanziellen Ressourcen, die in diesem 
Sektor wohnen, deutlich höher ist. Diese Studie bildet eine 

wichtige Grundlage für die Politik zur Unterstützung des 
gemeinnützigen Wohnsektors.

Der Wohneigentumsmarkt stand ebenfalls im Zent-
rum einer Studie zum Thema nachhaltige Sicherung des 
Wohnraums von Personen mit Wohneigentum der Gene-
ration 50+. Im Rahmen dieser Studie wurde die Verkaufs- 
bzw. Vererbungsbereitschaft abgefragt und mit finanziel-
len sowie emotionalen Faktoren in Verbindung gesetzt. 
Nur ein Viertel der rund 1600 befragten Personen mit 
Wohneigentum ist bereit, dieses zu verkaufen, während 
die Vererbungsbereitschaft bei über zwei Drittel liegt. Die 
Verkaufsbereitschaft erhöht sich bei Personen mit tieferem 
Einkommen und geringerem verfügbarem Vermögen so-
wie im Falle persönlicher Risikoereignisse wie dem Todes-
fall des Partners oder der Partnerin oder bei gesundheit-
lichen Problemen. Eine Analyse der Verkaufsmotive zeigt, 
dass monetäre Gründe weniger ausschlaggebend für den 
Verkauf von Wohneigentum sind als die Grösse und der 
Unterhalt.

Der seit 2011 alljährlich aktualisierte Monitor zur Mes-
sung der Auswirkungen der Personenfreizügigkeit auf den 
Schweizer Wohnungsmarkt lieferte erneut wichtige Infor-
mationen. Insbesondere dank der separaten Analyse des 
Miet- und des Wohneigentumsmarktes konnte die asym-
metrische Entwicklung dieser zwei Märkte in den letzten 
Jahren aufgezeigt werden.
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Thema 2: Wohnversorgung der 
schwächeren Marktteilnehmer 
unterstützen

Im Rahmen dieses Themenschwerpunktes wurden sehr 
unterschiedliche Arbeiten realisiert. So war das Wohnen 
ein wichtiges Thema des Nationalen Programms zur Prä-
vention und Bekämpfung von Armut, das Ende 2018 
auslief. Gestützt auf zwei Studien konnte der Leitfaden 
«Angebote der Wohnhilfe für sozial benachteiligte Haus-
halte» ausgearbeitet werden. Er richtet sich an die Kan-
tone, Städte und Gemeinden und wurde zusammen mit 
dem Bundesamt für Sozialversicherungen verfasst. Vor-
arbeiten hatten gezeigt, dass armutsbetroffene Haushalte 
nebst Wohnkostenzuschüssen und der Bereitstellung von 
erschwinglichem Wohnraum auf weitere Hilfeleistungen 
z.B. bei der Wohnungssuche, beim Abschluss von Miet-
verträgen oder im Verlauf eines bestehenden Mietverhält-
nisses angewiesen sind. Viele dieser Haushalte brauchen 
die Hilfe von Dritten, damit ihr Zugang zu Wohnraum lang-
fristig gesichert ist. Diese Hilfe kann in Form von Wohnbe-
gleitung, Beratung bei Wohnfragen oder auch finanziellen 
Garantien erfolgen. Kantone, Städte und Gemeinden fin-
den im Leitfaden konkrete Handlungsansätze, um eigene 
Angebote oder in Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen 
Organisationen Massnahmen der Wohnhilfe zu schaffen, 
zu verbessern oder zu ergänzen. 

Das BWO hat diese Arbeiten durch weitere Untersu-
chungen zur Wohnsituation von benachteiligten Gruppen 
ergänzt. Bisher war kaum bekannt, wie und wo ehemali-
ge Asylsuchende wohnen. Um diese Lücke zu schliessen 
wurden Personen befragt, die zwischen 2010 und 2014 
aus den Asylstrukturen entlassen wurden und auf dem 
Wohnungsmarkt aktiv werden mussten. Es wurde deutlich, 
dass diese Haushalte in eher prekären Wohnverhältnissen 
leben. Sie nehmen vor allem in Gemeinden Wohnsitz, in 
denen bereits Landsleute wohnen, und sind mehrheitlich 
in mittleren oder kleineren Kernstädten zu finden. Zugute 
kommt ihnen bei der Wohnungssuche am Anfang, dass 
gegen sie keine Betreibungen laufen und sie auch keine 
schlechten Referenzen haben. Entsprechend besteht ge-
mäss dem Bericht die Hauptherausforderung für diese 
Personengruppe weniger darin, eine erste Wohnung zu 
finden, sondern vielmehr in der langfristigen Integration 
auf dem Wohnungsmarkt.

Zum ersten Mal wurde in der Schweiz im Zusammen-
hang mit dem Wohnungsmarkt auch ein gross angeleg-
tes Feldexperiment zum Thema ethnische Diskriminierung 
durchgeführt, also zur Ungleichbehandlung aufgrund der 
Herkunft. Dazu wurden über 11 000 Besichtigungsanfra-
gen an gut 5700 Vermieterinnen und Vermieter in allen 
Landesteilen der Schweiz verschickt. Während Wohnungs-
suchende mit Namen aus den Schweizer Nachbarländern 
(Deutschland, Italien, Frankreich) sogar etwas häufiger zu 
Wohnungsbesichtigungen eingeladen wurden als Schwei-
zer Interessentinnen und Interessenten, haben Personen 
mit kosovarischen oder türkischen Namen weniger Chan-
cen, eingeladen zu werden. Dabei spielte es bei Letzteren 

kaum eine Rolle, ob sie eingebürgert waren oder eine Nie-
derlassungsbewilligung besassen. Die Untersuchung zeigt 
auch, dass der lokale Kontext, also Lage und Eigenschaf-
ten der Gemeinde, in der sich das Mietobjekt befindet, die 
Diskriminierung beeinflusst: In urbanen Regionen ist die 
Wahrscheinlichkeit deutlich geringer, dass Personen mit 
ausländischen Namen diskriminiert werden. Gestützt auf 
die Ergebnisse der Untersuchung lässt sich feststellen, dass 
ethnische Diskriminierung auf dem Schweizer Wohnungs-
markt vorkommt, und zwar in einer ähnlichen Grössenord-
nung wie in anderen westlichen Ländern.

Schliesslich hat eine Untersuchung der Universität 
Genf zur Wohnmobilität in sechs grossen Agglomeratio-
nen die Hypothese widerlegt, wonach einkommensschwa-
che Haushalte zunehmend aus den Kernstädten verdrängt 
werden. Gemäss dieser Untersuchung ziehen diese deut-
lich weniger häufig um als andere Haushalte und wenn sie 
es tun, dann vor allem innerhalb der Wohngemeinde. Im 
Gegensatz dazu wählen gut situierte Personen als neuen 
Wohnort bevorzugt Gemeinden, deren Bevölkerung einen 
ähnlichen sozialen Status aufweist.
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Thema 3: Verdichtet bauen und 
Wohnraum effizient nutzen

Mit diesem Themenschwerpunkt wollte das BWO das Wis-
sen über die qualitätsvolle Verdichtung vertiefen sowie die 
entsprechenden Möglichkeiten weiterentwickeln. Konkret 
unterstützt wurde insbesondere als Pilot die Erarbeitung 
eines spezifischen Ansatzes «MetamorpHouse – Strate-
gie zur sanften Innenentwicklung» in der Gemeinde Vil-
lars-sur-Glâne. Bei dieser Methode werden individuelle 
Workshops mit öffentlichen Informationsabenden kombi-
niert, um die private Eigentümerschaft von bestehenden 
Einfamilienhäusern dabei zu unterstützen, ihr Wohneigen-
tum an ihre Bedürfnisse anzupassen und dabei zusätzli-
chen Wohnraum zu schaffen. Ein Teil der rund fünfzehn in 
die Pilotphase involvierten Haushalte hat den Umbau ihres 
Hauses inzwischen abgeschlossen. Das Projekt hat auch 
gezeigt, dass die zur Verfügung stehenden Wohnraumre-
serven für eine zweite Wohnung in einem Einfamilienhaus 
oft grösser sind als gedacht. Nach der Pilotphase, die in 
den Medien auf grosses Echo stiess, wurde die Strategie in 
sechs weiteren Gemeinden umgesetzt und über 100 Haus-
halte beteiligten sich an individuellen Workshops.

Die effiziente Nutzung von Wohnraum war ein wei-
teres Forschungsfeld dieses Themas. Zum Wohnflächen-
konsum wurden Ende 2016 zwei Studien publiziert. Die 
erste Studie untersuchte gestützt auf Daten des Schweize-
rischen Haushaltspanels den tatsächlichen Wohnflächen-
konsum und den subjektiven Wohnflächenbedarf und 
kam zum Schluss, dass rund 10 Prozent aller Haushalte ihre 
Wohnung als zu gross einschätzen und viele darunter auch 
bereit wären, bei geeigneten Angeboten mit einem Woh-
nungswechsel ihren Flächenkonsum zu vermindern. Mit 
welchen Instrumenten der Wohnflächenverbrauch grund-
sätzlich reduziert werden könnte, zeigt die zweite Studie, 
die zusammen mit der Kantons- und Stadtentwicklung des 
Kantons Basel-Stadt in Auftrag gegeben wurde. Von den 
vierzehn untersuchten Instrumenten erachten die Autoren 
vier als für eine Umsetzung geeignet, nämlich Belegungs-
vorschriften sowie Flächenbegrenzungen im geförderten 
Wohnungsbau, Umzugshilfen durch spezifische Beratun-
gen und die Gewährung eines planerischen Dichtebonus 
für flächensparendes Wohnen. 

Kleinere Wohnungen können eine architektonische 
Antwort für das Problem des Wohnflächenkonsums und 
für den demografischen Wandel sein. Eine dem Mikro- 
und dem Cluster-Wohnen gewidmete Studie hat mehrere 
Projekte in der Schweiz, Deutschland und Österreich unter-
sucht und gezeigt, dass sich diese zwei Wohnformen er-
heblich unterscheiden. Für Cluster-Wohnungen bestehen 
in der Schweiz Zugangshürden, da sie meist durch Bau-
genossenschaften erstellt werden. Mikro-Wohnungen 
hingegen werden häufig nur befristet vermietet. Da die 
Nachfrage nach erschwinglichem Wohnraum für Klein-
haushalte weiter zunehmen wird, sollte gemäss der Studie 
untersucht werden, inwiefern beide Angebotsformen sich 
stärker an permanenten Mietverhältnissen orientieren und 
einen direkten Zugang gewährleisten könnten.

Auch Parkplätze verbrauchen viel Fläche und stellen 
für die Bauträger sowie die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner von Wohnbauten einen Kostenfaktor dar. Eine Studie 
hat deshalb die Vorgaben zur Erstellung von Parkplätzen 
dem effektiven Bedarf der Bewohnerinnen und Bewohner 
von gemeinnützigen Wohnbauten gegenübergestellt. Um 
vorhandene Handlungsspielräume im Hinblick auf eine 
Kostenbegrenzung besser auszunutzen und ein bedarfs-
gerechtes Parkplatzangebot zu schaffen, haben die Auto-
rinnen und Autoren Empfehlungen zuhanden der öffent-
lichen Hand und der Bauträger formuliert. Letztere sollten 
einerseits das Mobilitätskonzept als Planungsinstrument 
für eine bedarfsgerechte Dimensionierung der Parkierung 
nutzen sowie andererseits flexibel nutzbare Parkierungs-
anlagen erstellen, Nachfolgenutzungen mitdenken und 
verschiedenartige Nutzungen ermöglichen.

Das Zusammenleben in Wohnquartieren war ein wei-
terer wichtiger Bestandteil dieses Themenschwerpunkts. 
Die im Rahmen des Programms «Projets urbains: Gesell-
schaftliche Integration in Wohngebieten» gewonnenen 
Erkenntnisse waren Gegenstand zweier Publikationen. Bei 
der ersten handelt es sich um ein echtes Arbeitsinstrument 
zur Entwicklung bestehender Wohnquartiere in Form ei-
nes Handbuchs, das einen Orientierungsrahmen gibt und 
in den sechzehn beteiligten Städten und Gemeinden mit 
Erfolg erprobte Ansätze aufzeigt. Die zweite Publikation 
ist eine Kurzbroschüre, die entlang vier Argumenten und 
anhand konkreter Beispiele die positiven Wirkungen der 
integralen Quartierentwicklung zusammenfasst. Ausser-
dem haben das BWO und das Bundesamt für Raument-
wicklung ARE den Schweizerischen Städteverband mit der 
Schaffung des Netzwerks Lebendige Quartiere beauftragt, 
um die Erkenntnisse aus diesem Programm zu verbreiten 
und weiterzuentwickeln. So wird seit 2016, im Rahmen 
verschiedener Veranstaltungen und Kommunikationsakti-
vitäten, neues Wissen in Sachen Quartierentwicklung Poli-
tikverantwortlichen sowie interessierten Fachkreisen aus 
der ganzen Schweiz zugänglich gemacht.
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Thema 4: Energiekonsum im 
Wohnbereich verringern

Für dieses Thema wurde in einer Studie der Zusammen-
hang zwischen Einkommens- und Energiearmut unter-
sucht. Aus der Online-Befragung sowie aus den Interviews 
geht hervor, dass die Mehrheit der befragten Personen mit 
tiefem Einkommen oder Sozialhilfebezug in günstigen, un-
sanierten Liegenschaften wohnen. Nach Sanierungen sind 
sie in der Regel mit erhöhten Mietzinskosten konfrontiert, 
was dazu führen kann, dass sie eine neue Wohnung su-
chen müssen. Das bestätigt die These, dass Mieterinnen 
und Mieter kaum von den aufgrund von energetischen 
Sanierungen zu erwartenden gesunkenen Energiekosten 
profitieren. Zur Begleichung der Energie- sowie der Miet-
zinskosten sparen vulnerable Gruppen vor allem beim 
Grundbedarf und entwickeln eine selektive Heiz- und 
Beleuchtungspraxis zum Energiesparen. In den Schluss-
folgerungen streicht die Studie den «blinden Fleck» der 
Energiepolitik heraus: Die sozialen und ökonomischen 
Folgen der Energiewende für vulnerable Gruppen werden 
von den meisten politischen Institutionen und Akteuren 
ausser Acht gelassen. Ein zentrales Anliegen ist somit die 
Vernetzung von Energiepolitik, Wohnpolitik und Sozial-
politik. Die Entlastung einkommensschwacher Haushalte 
bei der Energietransition darf laut den Autorinnen nicht in 
der alleinigen Verantwortung der staatlichen Sozialpolitik 
stehen, sondern muss als eine Kernaufgabe der Energie-
politik betrachtet werden.

Ausserdem hat das BWO die Entwicklung und Eva-
luation eines Pilotprojekts unterstützt, mit dem untersucht 
wurde, wie die Bewohnerschaft einer Wohnsiedlung zum 
Energiesparen motiviert werden können. Das Pilotpro-
jekt wurde in der Wohnsiedlung Friesenberg der Zürcher 
Stiftung «Wohnungen für kinderreiche Familien» durch-
geführt. In der Siedlung wohnhafte Energiesparlotsinnen 
und lotsen wurden geschult, um die Haushalte bei der Sen-
kung ihres Energieverbrauchs zu unterstützen. Das Projekt 
verzeichnete eine sehr hohe Teilnahmequote, beträchtli-
che Lerneffekte sowie eine starke Sensibilisierung bei den 
Energiesparlotsinnen und -lotsen. Der durchschnittliche 

Energieverbrauch ging um über 4 Prozent zurück. Die 
Evaluation des Pilotprojektes hat ergeben, dass es ohne 
grössere konzeptionelle Anpassungen auch in anderen 
Siedlungen umgesetzt werden könnte.

Beim Projekt «Energieeffizientes Wohnen im Alter», 
das vom BWO und von EnergieSchweiz unterstützt wur-
de, ging es darum, den Energieverbrauch eines anderen 
Zielpublikums dauerhaft zu senken, nämlich der Einfami-
lienhaus-Eigentümerinnen und Eigentümer der Babyboo-
mer-Generation. Neun regionale Veranstaltungen wurden 
in Zusammenarbeit mit Städten, Gemeinden, Banken und 
Stromproduzenten für diese Zielgruppe organisiert. Zudem 
fanden Informationsanlässe für technische Fachpersonen 
statt. Ergänzend wurden zwei Merkblätter verfasst: eines 
für Hauseigentümerinnen und -eigentümer, das andere für 
Energieberaterinnen und -berater2. Sie sind auf der Web-
site von EnergieSchweiz abrufbar.
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Thema 5: Wohnungspolitik innovativ und 
stufengerecht umsetzen

Die Wohnungspolitik ist eine Gemeinschaftsaufgabe der 
drei Staatsebenen, die nach dem Subsidiaritätsprinzip aus-
geführt wird und die private Akteure miteinbeziehen muss. 
Ziel dieses Themas war es deshalb, den betroffenen Akteu-
ren, insbesondere den Kantonen und Gemeinden, Unter-
stützung zu bieten, um die Suche nach innovativen Lösun-
gen und die Abstimmung ihrer Tätigkeiten zu fördern.

Das BWO hat sich in diesem Rahmen am Programm 
«Modellvorhaben nachhaltige Raumentwicklung» beteiligt. 
Von 2014 bis 2018 hat es sich zusammen mit dem Bundes-
amt für Raumentwicklung ARE mit dem Themenschwer-
punkt «Ausreichendes und bedürfnisgerechtes Wohn-
raumangebot schaffen» befasst. Unterstützt wurden fünf 
Vorhaben, die konkrete Probleme auf dem Wohnungs-

2	 «Empfehlungen für Eigentümer – Das Einfamilienhaus fit für die 
nächste Lebensphase machen: Weiterbauen – Neubauen – Ver-
kaufen?» bzw. «Empfehlungen für Energieberater – Einfamilien-
häuser: Energiesanierung für bauliche Veränderungen nutzen. 
Wie Energieberater interessanten Mehrwert für Ihre Kunden 
generieren»
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markt angehen. Auf lokaler Ebene hat ein Gebäudeeigen-
tümer in Monte Carasso ein Angebot an Dienstleistungen 
geschaffen, um einen grösseren, bisher im Rahmen der 
WEG-Förderung unterstützten Gebäudekomplex im Markt 
neu zu positionieren, und die Stadt Biel hat die Entwick-
lungspotenziale von Genossenschaftssiedlungen unter-
sucht. Auf regionaler Ebene haben die zehn Gemeinden 
der Waadtländer Riviera, in denen die Bevölkerung stark 
wächst, Szenarien für eine gemeinsam geplante Entwick-
lung des Wohnraumangebots geprüft. Zwei Projekte in 
Tourismusgebieten (Regionen Zermatt und Andermatt) 
schliesslich haben Lösungen entwickelt, um den Ortsan-
sässigen bezahlbaren Wohnraum anbieten zu können. Die 
Erkenntnisse aus den fünf unterstützten Projekten wurden 
in einem Bericht zusammengefasst und standen im Fokus 
der Fachtagung der Grenchner Wohntage 2018. Gestützt 
auf die positiven Erfahrungen mit diesem Programm be-
schloss das BWO, sich auch an der Programmphase 2020–
2024 zu beteiligen.

Die stärkere Vernetzung der Akteure der Wohnpoli-
tik war ebenfalls ein zentrales Anliegen dieses fünften 
Themenschwerpunktes. In diesem Zusammenhang wur-
de in der Studie «Regionale Ansätze zur Förderung des 
preisgünstigen Wohnraums» die gemeindeübergreifende 
Ebene untersucht. Im Rahmen dieser Studie konnten zwei 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche gemeindeüber-
greifende Zusammenarbeit ermittelt werden, nämlich ein 
klarer Wille und eine «gerechte» Verteilung von Vor- und 
Nachteilen. Diese bilden die Grundlage zur Beantwortung 
folgender Fragestellungen: «In welcher Gemeinde sol-
len Wohnungen gebaut werden? Wer profitiert von den 
Steuererträgen? Wer trägt die Soziallasten?» Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, können verschiedene Instrumen-
te, die den Kommunen zur Förderung von preisgünstigem 
Wohnraum zur Verfügung stehen, angepasst und auf re-
gionaler Ebene umgesetzt werden.

Ausserdem wurde ein konkretes Projekt zur gemein-
deübergreifenden Zusammenarbeit im Ouest lausannois 
unterstützt. Die acht Gemeinden des Bezirks haben auf 
Anregung des BWO eine gemeinsame regionale Wohn-
raum-Plattform3 eingerichtet. Diese Plattform soll den In-
formations- und Erfahrungsaustausch fördern und basiert 
auf einem integrierten Ansatz für die Bereiche Wohnen, 
Soziales, Städtebau und Finanzen. Jedes Jahr finden zwei 
Workshops zu von den Gemeinden ausgewählten Themen 
statt. Die Unterstützung durch das BWO lief im Jahr 2018 
aus und die Gemeinden haben entschieden, die Plattform 
weiterzuführen und die künftigen Aktivitäten selbst zu fi-
nanzieren.

Schliesslich sollten bei diesem Themenschwerpunkt 
auch Modelle und gute Praxisbeispiele untersucht und ver-
breitet werden. So liefert die Studie «Baurecht unter der 
Lupe» Entscheidungsgrundlagen für die Ausgestaltung 
von Baurechtsverträgen, die einerseits für Gemeinden, die 
Grundstücke im Baurecht an gemeinnützige Wohnbauträ-
ger abgeben möchten, andererseits aber auch für gemein-

3	 https://ouest-lausannois.ch/strategie/plate-forme-logement/

nützige Wohnbauträger als potenzielle Baurechtsnehmer 
nützlich sind.
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